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Gesetz über unionsrechtlich bedingte Anpassungen im Zusammenhang mit der Aarhus-
Konvention und dem Umweltverträglichkeitsprüfungsrecht - Sammelnovelle 

 

Artikel I 

Gesetz 
über Naturschutz und Landschaftsentwicklung 

LGBl.Nr. 22/1997, 58/2001, 38/2002, 1/2008, 72/2012, 44/2013, 9/2014, 58/2016, 70/2016, 2/2017, 
78/2017, 67/2019, 19/2020, 24/2020, 91/2020, 50/2021, 76/2021, 4/2022, 48/2023, xx/20242 
 
[…] 

2. Abschnitt 
Beteiligung 

§ 46a 
Verordnungserlassungsverfahren, Öffentlichkeitsbeteiligung 

(1) Die Landesregierung hat Gemeinden vor Erlassung oder Änderung einer Verordnung nach die-
sem Gesetz anzuhören und ihnen den entsprechenden Entwurf samt allgemein verständlichem Erläute-
rungsbericht zu übermitteln, wenn sie von dieser in besonderer Weise betroffen sind. 

(2) Der Entwurf über die Erlassung oder Änderung einer Verordnung gemäß § 15 Abs. 4, § 16 
Abs. 4, § 26, § 26a, § 27, § 27a sowie § 47a Abs. 1 ist samt allgemein verständlichem Erläuterungsbericht 
von der Landesregierung überdies mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet 
zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Weiters sind die sonstigen öffentlichen Stellen, deren Interessen durch 
die Verordnung wesentlich berührt werden, sowie der Naturschutzanwalt von der Veröffentlichung zu 
verständigen. Als öffentliche Stellen gelten bei Verordnungen nach § 16 Abs. 4 die Vorarlberger Land-
wirtschaftskammer, die Vorarlberger Wirtschaftskammer, die Vorarlberger Arbeiterkammer und der 
Vorarlberger Gemeindeverband.  

(3) Die Unterlassung der Übermittlung bzw. Anhörung nach Abs. 1 bzw. der Veröffentlichung sowie 
der Verständigung nach Abs. 2 hat auf die Wirksamkeit der Verordnung keinen Einfluss.  

(4) In der Veröffentlichung und der Verständigung nach Abs. 2 ist darauf hinzuweisen, dass während 
der Zeit der Veröffentlichung natürliche und juristische Personen sowie deren Vereinigungen, Organisati-
onen oder Gruppierungen, insbesondere auch Organisationen zur Förderung des Umweltschutzes, zum 
Entwurf schriftlich Stellung nehmen können. Menschen mit schwerer Sehbehinderung ist der Entwurf 
während der Stellungnahmefrist auf Verlangen zu erläutern. 

§ 46b 
Einzelfallentscheidungen, Beteiligung im Verwaltungsverfahren 

(1) Die Standortgemeinde hat in allen Verfahren nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener nach dem 
V. Hauptstück, der Feststellungsverfahren nach § 26a Abs. 5, der Anzeigeverfahren gemäß § 36 sowie 
unbeschadet der Abweichung nach § 41 Abs. 3, Parteistellung. Sie ist berechtigt, die Einhaltung der Vor-
schriften dieses Gesetzes zur Wahrung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung gel-
tend zu machen.  

(2) Der Naturschutzanwalt ist an allen Verfahren nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener nach dem 
V. Hauptstück, der Feststellungsverfahren nach § 26a Abs. 5 sowie unbeschadet der Abweichung nach 

                                                      
1 Die beabsichtigten Änderungen sind im Korrekturmodus ersichtlich gemacht. 

2 Die Änderungen, die durch den Selbstständigen Antrag (Beilage 140/2023) über das Gesetz über eine Änderung 

des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftsentwicklung beabsichtigt sind, sind in grüner Schrift ersichtlich ge-

macht. 



 

 

§ 41 Abs. 3, zu beteiligen. Er hat das Recht auf Akteneinsicht im Umfang des § 17 AVG, auf Teilnahme 
an der mündlichen Verhandlung sowie auf Erstattung von Stellungnahmen. Ihm ist auch Gelegenheit zu 
geben, zum Ergebnis der Beweisaufnahme innerhalb einer Frist von vier Wochen Stellung zu nehmen. In 
den Stellungnahmen kann er die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes zur Wahrung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung geltend machen. Die abgegebenen Stellungnahmen sind 
bei der Entscheidung in angemessener Weise zu berücksichtigen. Schriftlich erlassene Bescheide sind 
ihm zuzustellen. Hinsichtlich der Zustellung schriftlicher Ausfertigungen mündlich verkündeter Beschei-
de an den Naturschutzanwalt gilt § 62 Abs. 3 AVG sinngemäß. 

(3) Die Verfahrensrechte nach Abs. 2 zweiter bis siebter Satz kommen auch einer anerkannten Um-
weltorganisation (Abs. 4) in Bewilligungsverfahren nach § 26a Abs. 3 zu, sofern sie von ihrem Recht auf 
Verfahrensbeteiligung nach lit. d Gebrauch macht. Die Behörde hat zu diesem Zweck folgende Informa-
tionen mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 9 des 
Bezirksverwaltungsgesetzes): 

 a) Gegenstand des Vorhabens, 

 b) die Tatsache, dass das Vorhaben Gegenstand einer Bewilligung gemäß § 26a Abs. 3 ist, 

 c) Angaben über die Behörde, die für die Entscheidung zuständig ist, bei der einschlägige Informa-
tionen über das Vorhaben eingeholt werden können und an die allfällige Stellungnahmen schrift-
lich übermittelt werden können, 

 d) einen Hinweis darüber, dass während der Veröffentlichungsfrist eine anerkannte Umweltorgani-
sation nach Abs. 4 schriftlich Stellung nehmen und die Verfahrensbeteiligung verlangen kann, 
sowie darüber, dass das Recht sich am Verfahren zu beteiligen sowie gegen die Entscheidung 
Beschwerde zu erheben verwirkt, wenn davon nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch gemacht 
wird, 

 e) sofern bereits bekannt, den Ort und die Zeit der allfälligen mündlichen Verhandlung, 

 f) Angaben über die Art möglicher Entscheidungen. 

(4) Als anerkannte Umweltorganisation im Sinne dieses Gesetzes gelten jene Organisationen, die 
gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 als Umweltorganisation anerkannt 
und zur Ausübung der Parteienrechte in Vorarlberg befugt sind. 

 

§ 46c 
Einzelfallentscheidungen, Beschwerde- und Revisionsrecht 

(1) Die Standortgemeinde ist in den in § 46b Abs. 1 genannten Verfahren berechtigt, zur Wahrung 
der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung gegen eine Bewilligung Beschwerde beim 
Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) und gegen eine Entscheidung des Landesverwaltungsgerich-
tes Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben.  

(2) In folgenden Angelegenheiten kommt auch dem Naturschutzanwalt und anerkannten Umweltor-
ganisationen das Recht der Beschwerde (Art. 132 B-VG) gegen Entscheidungen beim Landesverwal-
tungsgericht und dem Naturschutzanwalt überdies – ausgenommen im Falle der lit. j – das Recht der 
Revision gegen eine Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts (Art. 133 B-VG) beim Verwaltungsge-
richtshof zu: 

 a) Neuerschließung oder Erweiterung von Schigebieten mit Seilförderanlagen zur Personenbeförde-
rung (Seilbahnen) oder Schleppliften, wenn damit ein Flächenverbrauch durch Pistenneubau mit 
Geländeveränderungen von insgesamt mehr als 10 ha verbunden ist, 

 b) Errichtung von Wasserkraftanlagen (Talsperren, Flussstaue, Ausleitungen) mit einer Engpassleis-
tung mit mehr als 10 MW, 

 c) Errichtung oder Änderung von Bundes- und Landesstraßen sowie Eisenbahntrassen (Gleiskör-
pern), ausgenommen solche Änderungen, bei denen die Verschiebung der Straßen- bzw. Tras-
senachse weniger als 50 m beträgt, 

 d) Errichtung oder im Hinblick auf die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung 
wesentliche Änderung von Flugplätzen, 

 e) Durchführung von Stauraumspülungen,  

 f) Vorhaben, für die eine artenschutzrechtliche Ausnahme mit Bescheid erforderlich ist (§ 15 
Abs. 5),  

 g) Bewilligungspflichtige Vorhaben im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, 
(§ 16 Abs. 2 in Verbindung mit § 47a Abs. 1),  



 

 

 h) Aussetzen oder Aussäen von nicht heimischen Arten oder gentechnisch veränderten Organismen 
(§ 16 Abs. 1 und 3),  

 i) Vorhaben betreffend Europaschutzgebiete, für die eine Bewilligung nach § 26a Abs. 3 erforder-
lich ist, 

 j) negative Feststellungsbescheide betreffend die Beeinträchtigung von Europaschutzgebieten 
durch Pläne und Projekte nach § 26a Abs. 5. 

(3) Die Behörde hat Entscheidungen nach Abs. 2, ausgenommen solche nach Abs. 2 lit. i, unverzüg-
lich nach ihrer Erlassung mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröf-
fentlichen (§ 4 ALReg-G bzw. § 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes). Zwei Wochen nach Beginn der Ver-
öffentlichung gilt die Entscheidung gegenüber anerkannten Umweltorganisationen (§ 46b Abs. 4), ein 
Feststellungsbescheid nach § 26a Abs. 5 auch gegenüber dem Naturschutzanwalt, als zugestellt. Ab dem 
Beginn der Veröffentlichung ist den Genannten Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(4) Werden in einer Beschwerde nach Abs. 1 und 2 vom Beschwerdeführer in Fällen, in denen schon 
eine Beteiligung im Verwaltungsverfahren möglich war (§ 46b), Einwendungen oder Gründe erstmals 
vorgebracht, so sind diese nur zulässig, wenn dieser begründet, warum sie nicht bereits im Verwaltungs-
verfahren geltend gemacht werden konnten, und glaubhaft macht, dass ihn am Unterbleiben der Geltend-
machung während der Veröffentlichungsfrist kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens 
trifft. 

(4) Werden in einer Beschwerde nach Abs. 1 und 2 vom Beschwerdeführer, der sich am Verwal-
tungsverfahren gemäß § 46b beteiligt hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so sind diese 
nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen im Rechtsmittelverfahren missbräuchlich oder unredlich 
ist. 

 
[…] 
 

§ 50 
Naturschutzanwalt 

Der Naturschutzanwalt hat die Interessen von Natur und Landschaft in Verfahren nach diesem Ge-
setz wahrzunehmen und die Gemeinden und Bürger in Fragen des Naturschutzes zu beraten. Er ist auch 
Umweltanwalt im Sinne des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzesjener bundesgesetzlicher Bestim-
mungen, die dem Umweltanwalt Rechte als Partei- bzw. Beteiligter einräumen. 
 
[…] 
 

§ 55 
Anzeigepflicht, Ausweisleistung und Anhaltung 

(1) Der Naturwächter ist verpflichtet, Übertretungen gemäß § 57 der Bezirkshauptmannschaft anzu-
zeigen, ausgenommen die Bedeutung des geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchti-
gung durch die Übertretung sind gering. 

(2) Die zur Vollziehung berufenen Organe und der Naturwächter sind berechtigt, Personen, die sie 
bei Übertretungen gemäß § 57 auf frischer Tat antreffen, anzuhalten und zum Nachweis ihrer Identität zu 
verhalten. Zu diesem Zweck können sie außerhalb von Straßen mit öffentlichem Verkehr auch Fahrzeuge 
aufhalten. 

(3) Der Naturwächter kann Personen, die er gemäß Abs. 2 angehalten hat, auffordern, ihm zur Be-
hörde oder, zum Zweck ihrer Vorführung vor diese, zu einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
zu folgen, wenn 

 a) sie ihm unbekannt sind, sich nicht ausweisen können und ihre Identität auch sonst nicht sofort 
feststellbar ist, oder 

 b) begründeter Verdacht besteht, dass sie sich der Strafverfolgung zu entziehen suchen werden, oder 
wenn 

 c) sie trotz Abmahnung in der Fortsetzung der strafbaren Handlung verharren oder sie zu wiederho-
len suchen. 

(4) Die nach § 35 VStG für die Festnehmung erforderliche Voraussetzung des Betretens auf frischer 
Tat entfällt, wenn Personen dem Naturwächter gemäß Abs. 3 zu einem Organ des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes gefolgt sind. 



 

 

(54) Die zur Vollziehung und zur Mitwirkung bei der Vollziehung dieses Gesetzes berufenen Organe 
sind berechtigt, Gepäckstücke und andere Behältnisse sowie Fahrzeuge, in denen sich mit hoher Wahr-
scheinlichkeit Gegenstände befinden, deren Besitz oder Besichtigung für ein Verwaltungsstrafverfahren 
wegen Übertretung der im § 57 genannten Vorschriften von Bedeutung ist, auf derartige Gegenstände zu 
durchsuchen. 

(65) Durchsuchungen gemäß Abs. 5 sind so vorzunehmen, dass jedes Aufsehen möglichst unter-
bleibt, die Beteiligten nicht mehr als unumgänglich nötig gestört werden, ihr Ruf und die mit dem Gegen-
stand nicht zusammenhängenden Privatgeheimnisse gewahrt bleiben sowie die Würde des Menschen 
nicht verletzt wird. 

 
[…] 
 

V. Hauptstück 
Straf- und Schlussbestimmungen 

1. Abschnitt 
Strafbestimmungen 

§ 57 
Verwaltungsübertretungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, wer 

 a) Vorhaben, die nach diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes erlassener Verordnungen be-
willigungspflichtig oder verboten sind, ohne Bewilligung oder entgegen dem Verbot ausführt, 

 b) Vorhaben abweichend von Bewilligungen, die aufgrund dieses Gesetzes oder aufgrund dieses 
Gesetzes erlassener Verordnungen erteilt worden sind, ausführt, 

 c) Vorhaben, auf die § 36 angewendet wurde, entgegen den eingereichten Unterlagen ausführt, 

 d) die in den Verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, enthaltenen Gebote 
und Verbote nicht befolgt, 

 e) die in Entscheidungen, die aufgrund dieses Gesetzes oder der aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Verordnungen ergangen sind, enthaltenen Verfügungen nicht befolgt, 

 f) den Bestimmungen der §§ 4 Abs. 3, 15, 16 Abs. 1 und 3, 17, 30 und 59 Abs. 4 zuwiderhandelt, 

 g) den aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über die Prävention und das Management der 
Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten geltenden Beschränkungen, soweit 
Angelegenheiten der Landesgesetzgebung und -vollziehung betroffen sind, zuwiderhandelt, 

 h) der Pflicht, seine Identität gemäß § 55 Abs. 2 oder § 56 Abs. 2 nachzuweisen, oder einer Auffor-
derung gemäß § 55 Abs. 3 nicht nachkommt, 

 i) einer Verpflichtung gemäß § 43 nicht nachkommt oder eine Überprüfung gemäß § 55 Abs. 
5Abs. 4 nicht duldet. 

(2) Übertretungen gemäß Abs. 1 lit. a, b und e sind von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geld-
strafe bis zu 29.000 Euro zu bestrafen, sonstige Übertretungen gemäß Abs. 1 mit einer Geldstrafe bis zu 
14.000 Euro. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Übertretungen nach Abs. 1 lit. a bis g sind, solange der dadurch geschaffene rechtswidrige Zu-
stand anhält, Dauerdelikte. 
 
[…] 

 

Artikel II 

Gesetz 
über Betreiberpflichten zum Schutz der Umwelt 

 
LGBl.Nr. 20/2001, 5/2004, 26/2006, 3/2010, 72/2012, 44/2013, 18/2014, 54/2015, 13/2019, 18/2020, 
37/2021, 4/2022 
 



 

 

[…] 
 

§ 5 
Parteistellung, Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1) Die Nachbarn haben in einem Bewilligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 neben der antragstellenden 
Person Parteistellung. Sie sind berechtigt, die Einhaltung der Vorschriften des § 6 Abs. 1 lit. a und b gel-
tend zu machen. Nachbarn sind alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder den Betrieb 
einer Anlage (§ 4 Abs. 1) gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte 
gefährdet werden könnten. Nicht als Nachbarn gelten Personen, die sich nur vorübergehend in der Nähe 
der Anlage aufhalten und nicht im Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn 
gelten jedoch die Inhaber von Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, Kran-
kenanstalten und Heimen, regelmäßig Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser 
Personen, und die Erhalter von Schulen hinsichtlich des Schutzes der Schüler, der Lehrer und der sonst in 
den Schulen ständig beschäftigten Personen. 

(2) Der Naturschutzanwalt oder die Naturschutzanwältin ist am Bewilligungsverfahren nach § 4 
Abs. 1 zu beteiligen. Der Naturschutzanwalt oder die Naturschutzanwältin hat das Recht auf Aktenein-
sicht im Umfang des § 17 AVG, auf Teilnahme an der mündlichen Verhandlung sowie auf Erstattung von 
Stellungnahmen. Ihnen ist auch Gelegenheit zu geben, zum Ergebnis der Beweisaufnahme innerhalb einer 
Frist von vier Wochen Stellung zu nehmen. In den Stellungnahmen können sie die Einhaltung der Um-
weltvorschriften dieses Abschnitts geltend machen. Die abgegebenen Stellungnahmen sind bei der Ent-
scheidung in angemessener Weise zu berücksichtigen. Schriftlich erlassene Bescheide sind ihnen zuzu-
stellen. Hinsichtlich der Zustellung schriftlicher Ausfertigungen mündlich verkündeter Bescheide gilt 
§ 62 Abs. 3 AVG sinngemäß. 

(3) Die Verfahrensrechte nach Abs. 2 kommen auch anerkannten Umweltorganisationen (§ 2 Abs. 6) 
und Umweltorganisationen aus einem ausländischen Staat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Abs. 4 zu. Die Behörde hat zu diesem Zweck folgende Informationen mindestens vier Wochen auf dem 
Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes): 

 a) Gegenstand des Vorhabens (Bewilligungsantrag); 

 b) die Tatsache, dass das Vorhaben Gegenstand einer Bewilligung nach § 4 Abs. 1 ist; 

 c) Angaben über die Behörde, die für die Entscheidung zuständig ist, bei der einschlägige Informa-
tionen über das Vorhaben eingeholt werden können und an die allfällige Stellungnahmen schrift-
lich übermittelt werden können; 

 d) einen Hinweis darüber, dass während der Veröffentlichungsfrist eine anerkannte Umweltorgani-
sation (§ 2 Abs. 6) und eine Umweltorganisation aus einem ausländischen Staat bei Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Abs. 4 schriftlich Stellung nehmen und die Verfahrensbeteiligung ver-
langen können sowie darüber, dass das Recht sich am Verfahren zu beteiligen verwirkt, wenn 
davon nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch gemacht wird; 

 e) einen Hinweis, dass gegebenenfalls Konsultationen nach § 5a erforderlich sind; 

 f) sofern bereits bekannt, den Ort und die Zeit der allfälligen mündlichen Verhandlung; 

 g) Angaben über die Art möglicher Entscheidungen. 

(4) Eine Umweltorganisation aus einem ausländischen Staat ist am Verfahren zu beteiligen, 

 a) sofern eine Benachrichtigung des ausländischen Staates nach § 5a erfolgt ist; 

 b) sofern das Vorhaben voraussichtlich Auswirkungen auf jenen Teil der Umwelt des ausländischen 
Staates hat, für dessen Schutz die Umweltorganisation eintritt; 

 c) sofern sich die Umweltorganisation im ausländischen Staat am Bewilligungsverfahren beteiligen 
könnte, wenn das Vorhaben dort vorgesehen wäre; und 

 d) soweit die Umweltorganisation während der Veröffentlichungsfrist nach Abs. 3 schriftlich Ein-
wendungen erhoben hat. 

 

§ 6 
Entscheidung über den Bewilligungsantrag, Beschwerde- und Revisionsrecht 

(1) Bei der Entscheidung sind die eingelangten Stellungnahmen (§ 5) in angemessener Weise zu be-
rücksichtigen. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Anlage so errichtet, betrieben und aufge-
lassen wird, dass 



 

 

 a) das Leben oder die Gesundheit der Menschen, das Eigentum und sonstige dingliche Rechte der 
Nachbarn nicht gefährdet werden; unter einer Gefährdung des Eigentums ist die Möglichkeit ei-
ner bloßen Minderung des Verkehrswertes des Eigentums nicht zu verstehen; 

 b) Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung, Schwingungen, Blendungen oder andere Belästi-
gungen auf ein zumutbares Maß beschränkt bleiben; ob Belästigungen zumutbar sind, ist danach 
zu beurteilen, wie sich die durch die Anlage verursachten Änderungen der tatsächlichen örtlichen 
Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind und auf einen gesunden, normal emp-
findenden Erwachsenen auswirken; 

 c) alle geeigneten Vorsorgemaßnahmen gegen Umweltverschmutzungen (§ 2 Abs. 1 lit. a), insbe-
sondere durch den Einsatz von dem Stand der Technik (§ 2 Abs. 1 lit. b) entsprechenden techno-
logischen Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen, getroffen werden; 

 d) keine erheblichen Umweltverschmutzungen verursacht werden; 

 e) die Entstehung von Abfällen möglichst vermieden wird; 

 f) die beim Betrieb der Anlage unvermeidbar anfallenden Abfälle zur Wiederverwendung vorberei-
tet, recycelt, verwertet oder, wenn dies aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht 
möglich ist, beseitigt werden, wobei Auswirkungen auf die Umwelt zu vermeiden oder zu ver-
mindern sind; 

 g) Energie effizient verwendet wird; 

 h) die notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um Unfälle zu verhindern und deren Folgen zu 
begrenzen; 

 i) die erforderlichen Maßnahmen getroffen werden, um bei der Auflassung der Anlage die Gefahr 
einer Umweltverschmutzung zu vermeiden und um einen zufrieden stellenden Zustand des Anla-
gengeländes im Sinne des § 4 Abs. 5 herzustellen. 

(2) Soweit nicht bereits nach Abs. 1 erforderlich, hat der Bescheid, mit dem eine Anlage nach Abs. 1 
bewilligt wird, insbesondere zu enthalten: 

 a) dem Stand der Technik entsprechende Emissionsgrenzwerte für Schadstoffe des Anhanges II der 
Richtlinie 2010/75/EU sowie für sonstige Schadstoffe, die von der Anlage in relevanter Menge 
emittiert werden können, wobei die mögliche Verlagerung der Verschmutzung von einem Medi-
um (Wasser, Luft, Boden) in ein anderes zu berücksichtigen ist, um zu einem hohen Schutzni-
veau für die Umwelt insgesamt beizutragen; gegebenenfalls können diese Emissionsgrenzwerte 
durch dem Stand der Technik entsprechende äquivalente Parameter oder äquivalente technische 
Maßnahmen, die ein gleichwertiges Umweltschutzniveau gewährleisten, erweitert oder ersetzt 
werden; hiebei sind die technische Beschaffenheit der betreffenden Anlage, ihr geographischer 
Standort und die jeweiligen örtlichen Umweltbedingungen zu berücksichtigen; 

 b) Anforderungen an die Überwachung der Emissionen (einschließlich der Messmethode, der 
Messhäufigkeit und der Bewertungsverfahren sowie in den Fällen des § 6b Abs. 2 lit. b der Vor-
gabe, dass die Ergebnisse der Überwachung der Emissionen für die gleichen Zeiträume und Re-
ferenzbedingungen verfügbar sein müssen wie für die mit den besten verfügbaren Techniken as-
soziierten Emissionswerte); die Überwachungsauflagen sind gegebenenfalls auf die in den BVT-
Schlussfolgerungen beschriebenen Überwachungsanforderungen zu stützen; 

 c) die Verpflichtung, der Behörde regelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich, Informationen 
auf der Grundlage der Ergebnisse der Emissionsüberwachung (lit. b) und sonstige erforderliche 
Daten zu übermitteln, die der Behörde die Überprüfung der Einhaltung des konsensgemäßen Zu-
standes ermöglichen bzw. in den Fällen des § 6b Abs. 2 lit. b eine Zusammenfassung der Ergeb-
nisse der Emissionsüberwachung, die einen Vergleich mit den mit den besten verfügbaren Tech-
niken assoziierten Emissionswerten ermöglicht; 

 d) Bedingungen für die Überprüfung der Einhaltung der Emissionsgrenzwerte; 

 e) angemessene Auflagen zum Schutz des Bodens und des Grundwassers sowie angemessene An-
forderungen an die regelmäßige Wartung und die Überwachung der Maßnahmen zur Vermei-
dung der Verschmutzung des Bodens und des Grundwassers; 

 f) angemessene Anforderungen betreffend die wiederkehrende Überwachung des Bodens und des 
Grundwassers auf die relevanten gefährlichen Stoffe, die wahrscheinlich vor Ort anzutreffen 
sind, unter Berücksichtigung möglicher Boden- und Grundwasserverschmutzungen auf dem An-
lagengelände; die wiederkehrende Überwachung hat mindestens alle fünf Jahre für das Grund-
wasser und mindestens alle zehn Jahre für den Boden zu erfolgen, es sei denn, diese Überwa-
chung erfolgt anhand einer systematischen Beurteilung des Verschmutzungsrisikos; 



 

 

 g) Maßnahmen betreffend die Überwachung und Behandlung der in der Anlage anfallenden Abfäl-
le; 

 h) Maßnahmen für andere als normale Betriebsbedingungen; 

 i) über den Stand der Technik hinausgehende bestimmte Auflagen, wenn und soweit dies zur Ver-
hinderung des Überschreitens eines unionsrechtlich festgelegten Immissionsgrenzwertes erfor-
derlich ist; 

 j) erforderlichenfalls Auflagen für Vorkehrungen zur weitestgehenden Verminderung der weiträu-
migen oder grenzüberschreitenden Verschmutzung. 

(3) Wird dem Bewilligungsbescheid ein Stand der Technik zu Grunde gelegt, der in keiner der ein-
schlägigen BVT-Schlussfolgerungen beschrieben ist, muss gewährleistet sein, dass die angewandte Tech-
nologie und die Art und Weise, wie die Anlage geplant, gebaut, gewartet, betrieben und aufgelassen wird, 
unter Berücksichtigung der in Anhang III der Richtlinie 2010/75/EU angeführten Kriterien bestimmt wird 
und dass die Anforderungen des § 6b erfüllt werden. 

(4) Enthalten die einschlägigen BVT-Schlussfolgerungen keine mit den besten verfügbaren Techni-
ken assoziierten Emissionswerte, so muss gewährleistet sein, dass die gemäß Abs. 3 festgelegte Technik 
ein Umweltschutzniveau erreicht, das dem in den einschlägigen BVT-Schlussfolgerungen beschriebenen 
Stand der Technik gleichwertig ist. 

(5) Liegen für eine Tätigkeit oder einen Produktionsprozess in einer Anlage keine BVT-
Schlussfolgerungen vor oder decken diese Schlussfolgerungen nicht alle möglichen Umweltauswirkungen 
der Tätigkeit oder des Prozesses ab, so hat die Behörde nach Anhörung des Antragstellers die erforderli-
chen Auflagen auf Grundlage des Standes der Technik unter Berücksichtigung der in Anhang III der 
Richtlinie 2010/75/EU angeführten Kriterien vorzuschreiben. 

(6) Erfordert eine Umweltqualitätsnorm (Umweltvorschrift der Europäischen Union) strengere Auf-
lagen als durch die Anwendung der besten verfügbaren Techniken zu erfüllen sind, so sind unbeschadet 
anderer Maßnahmen, die zur Einhaltung dieser Umweltvorschrift ergriffen werden können, zusätzliche 
Auflagen in der Bewilligung vorzusehen. 

(7) Verfügt der Betreiber einer Anlage über eine Genehmigung zur Emission von Treibhausgasen 
nach § 4 des Emissionszertifikategesetzes, entfällt die Festlegung von Emissionsgrenzwerten für direkte 
Emissionen dieses Gases, es sei denn, dies ist erforderlich, um sicherzustellen, dass keine erhebliche 
lokale Umweltverschmutzung bewirkt wird. 

(8) Soweit es um den Schutz der Gewässer geht, sind Entscheidungen über den Bewilligungsantrag 
mit der zuständigen Wasserrechtsbehörde zu koordinieren. 

(9) Die Behörde hat die Entscheidung über den Bewilligungsantrag (einschließlich der Auflagen 
samt den Emissionsgrenzwerten in Bezug zu den besten verfügbaren Techniken und den mit den besten 
verfügbaren Techniken assoziierten Grenzwerten sowie allfälliger Ausnahmen nach § 6b Abs. 3), die 
Ergebnisse der vor der Entscheidung durchgeführten Konsultationen und ihre Berücksichtigung im Rah-
men der Entscheidung und die Bezeichnung des für die betreffende Anlage maßgeblichen BVT-
Merkblattes unverzüglich nach deren Erlassung mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungspor-
tal im Internet zu veröffentlichen (§ 9 des Bezirksverwaltungsgesetzes). Zwei Wochen nach Beginn der 
Veröffentlichung gilt die Entscheidung gegenüber den anerkannten Umweltorganisationen (§ 5 Abs. 3) 
sowie ausländischen Umweltorganisationen (§ 5 Abs. 4) als zugestellt. Ab dem Beginn der Veröffentli-
chung ist den Genannten Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(10) Anerkannte Umweltorganisationen (§ 2 Abs. 6) und Umweltorganisationen aus einem ausländi-
schen Staat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 5 Abs. 4 lit. a bis c sind berechtigt, gegen die Be-
willigung Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht zu erheben (Art. 132 B-VG). Dem Naturschutz-
anwalt oder der Naturschutzanwältin steht überdies das Recht zu, gegen die Entscheidung des Landes-
verwaltungsgerichtes Revision beim Verwaltungsgerichtshof zu erheben (Art. 133 B-VG). 

(11) Werden in einer Beschwerde gegen die Bewilligung vom Beschwerdeführer, der sich am Ver-
waltungsverfahren gemäß § 5 beteiligt hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so sind 
diese nicht zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen im Rechtsmittelverfahren missbräuchlich oder 
unredlich ist. 
 



 

 

Artikel III 

Gesetz 
über die Regelung der Flurverfassung 

LGBl.Nr. 2/1979, 14/1982, 49/1998, 58/2001, 29/2002, 32/2006, 44/2013, 2/2017, 78/2017, 91/2020, 
50/2021, 4/2022 
 

[…] 

Einleitung des Verfahrens 
§ 3 

(1) Das Verfahren ist nach Anhören der Landwirtschaftskammer für Vorarlberg und der betroffenen 
Gemeinde von Amts wegen mit Verordnung einzuleiten. 

(2) In der Verordnung gemäß Abs. 1 ist das Zusammenlegungsgebiet entweder durch Angabe seiner 
Grenzen oder durch Anführung sämtlicher einbezogener Grundstücke festzulegen. 

(3) Im Zuge der Einleitung des Verfahrens hat die Behörde die Eigentümer der im Zusammenle-
gungsgebiet liegenden Grundstücke über die Rechtslage sowie über die voraussichtliche Dauer und die 
voraussichtlichen Kosten des Verfahrens aufzuklären. 

Nachträgliche Einbeziehung oder Ausscheidung von Grundstücken 
§ 4 

Während des Verfahrens können von Amts wegen oder über Antrag einer Partei mit Bescheid 
Grundstücke in das Zusammenlegungsgebiet einbezogen oder aus dem Zusammenlegungsgebiet ausge-
schieden werden. 

Einstellung des Verfahrens 
§ 5 

Kommen im Laufe des Verfahrens Umstände hervor oder treten Umstände ein, welche die Errei-
chung der Ziele der Zusammenlegung verhindern, so hat die Behörde das Verfahren von Amts wegen mit 
Verordnung einzustellen. 

Eigentumsbeschränkungen 
§ 6 

(1) In der Verordnung gemäß § 3 Abs. 1 können auf die Dauer des Verfahrens nachstehende Eigen-
tumsbeschränkungen verfügt werden: 

 a) In das Verfahren einbezogene Grundstücke dürfen nur mit Bewilligung der Behörde anders als 
bisher genutzt werden. Dies gilt nicht für Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des ordentli-
chen Wirtschaftsbetriebes erforderlich sind. 

 b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Wege und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Bewil-
ligung der Behörde neu errichtet, wiederhergestellt, wesentlich verändert oder entfernt werden. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 lit. a oder b ist zu erteilen, wenn das Vorhaben den Zusammenle-
gungserfolg nicht beeinträchtigt. 

(3) Sind entgegen den gemäß Abs. 1 verfügten Beschränkungen an Grundstücken Änderungen vor-
genommen oder Anlagen errichtet worden, so ist darauf im Verfahren nicht Bedacht zu nehmen. Hindern 
sie die Zusammenlegung, dann ist die Wiederherstellung des früheren Zustandes zu verfügen. 

(4) Die Organe der Behörde und die von ihr ermächtigten Personen sind berechtigt, zur Vorbereitung 
und Durchführung einer Zusammenlegung Grundstücke zu betreten, zu befahren und dort die erforderli-
chen Arbeiten vorzunehmen, wie Zeichen und Markierungen anzubringen, Bäume und Sträucher zu stut-
zen oder Pflanzen zu beseitigen. Werden die Grundstücke militärisch genutzt, dann ist auf militärische 
Interessen Bedacht zu nehmen. 

(5) Die Ausführung des Planes der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen (§ 16 Abs. 1) ist von den 
Grundeigentümern bereits vor der vorläufigen Übernahme (§ 22), wenn eine solche nicht angeordnet 
wurde, vor Rechtskraft des Zusammenlegungsplanes (§ 21) zu dulden. 

 

[…] 



 

 

Parteien 
§ 7 

Parteien im Zusammenlegungsverfahren sind die Eigentümer der Grundstücke, die der Zusammen-
legung unterzogen werden (§ 2 Abs. 2 lit.a), sowie die Zusammenlegungsgemeinschaft. 

Zusammenlegungsgemeinschaft 
§ 8 

(1) Die Eigentümer der Grundstücke, die der Zusammenlegung unterzogen werden, bilden die Zu-
sammenlegungsgemeinschaft. Die Zusammenlegungsgemeinschaft ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. 

(2) Die Zusammenlegungsgemeinschaft hat 

 a) die gemeinschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder wahrzunehmen, 

 b) die Behörde bei der Neuordnung des Zusammenlegungsgebietes und in wirtschaftlichen Fragen 
zu beraten sowie 

 c) im Auftrag und unter Aufsicht der Behörde die Maßnahmen, die sich aus der Zusammenlegung 
ergeben, durchzuführen und hiezu insbesondere Sach-, Arbeits- und Geldaufwendungen zu leis-
ten und auf ihre Mitglieder umzulegen. 

(3) Die Zusammenlegungsgemeinschaft ist mit Verordnung zu gründen. Diese Verordnung hat ins-
besondere Bestimmungen zu enthalten über 

 a) den Namen und den Sitz der Zusammenlegungsgemeinschaft, 

 b) die Rechte und Pflichten der Mitglieder, 

 c) die Zusammensetzung, Bestellung, Beschlussfassung und den Aufgabenbereich der Organe der 
Zusammenlegungsgemeinschaft, 

 d) die Vertretung der Zusammenlegungsgemeinschaft nach außen und die Fertigung von Urkunden, 
durch die rechtliche Verpflichtungen der Zusammenlegungsgemeinschaft begründet werden. 

(4) Als Organe der Zusammenlegungsgemeinschaft sind jedenfalls ein Ausschuss und ein Obmann 
vorzusehen. Die Organe sind von den Mitgliedern in geheimer Wahl zu bestellen. 

(5) Die Zusammenlegungsgemeinschaft ist mit Verordnung aufzulösen, wenn sie ihre Aufgaben er-
füllt hat. Diese Verordnung hat insbesondere auch Bestimmungen zu enthalten über die Regelung der 
Verbindlichkeiten der Zusammenlegungsgemeinschaft und über die Liquidierung ihres Vermögens. 

 

[…] 

Gemeinsame Maßnahmen und Anlagen 
§ 15 

(1) Im Zusammenlegungsverfahren sind die erforderlichen bodenverbessernden, gelände- oder land-
schaftsgestaltenden Maßnahmen, wie Kultivierungen, Erdarbeiten, Aufforstungen u.dgl., durchzuführen 
und die Anlagen zu errichten, die zur zweckmäßigen Erschließung und Bewirtschaftung der Abfindungs-
grundstücke notwendig sind oder sonst die Zusammenlegung fördern und einer Mehrheit von Parteien 
dienen, wie Wege, Brücken, Gräben, Entwässerungs-, Bewässerungs- und Bodenschutzanlagen. Dabei ist 
auf militärische Interessen Bedacht zu nehmen. 

(2) Der Grund für die gemeinsamen Anlagen ist von den Parteien im Verhältnis der Werte ihrer Ab-
findungsansprüche gemäß § 19 Abs. 1 bis 3 aufzubringen, soweit er bei Einrechnung eines Flächenunter-
schiedes aus der Neuvermessung nicht durch vorhandene gemeinsame Anlagen oder durch Bodenwertän-
derungen gedeckt ist. Parteien, für die sich durch die gemeinsamen Anlagen kein oder nur ein geringfügi-
ger Vorteil ergibt, sind von der Grundaufbringung ganz oder teilweise zu befreien. 

(3) Wird die Erweiterung oder die Errichtung einer gemeinsamen Anlage erst nach der Übernahme 
der Grundabfindungen notwendig, so muss der hiefür erforderliche Grund gegen angemessene Geldent-
schädigung von den nach der örtlichen Lage in Frage kommenden Parteien nach Maßgabe der Bestim-
mungen des § 14 Abs. 4 abgetreten werden. 

Plan der gemeinsamen Maßnahmen 
und Anlagen, Erhaltungsgemeinschaft 

§ 16 

(1) Die Behörde hat einen Entwurf des Planes der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen zu erstel-
len. Sie hat hiezu den Ausschuss der Zusammenlegungsgemeinschaft, jene Gemeinden, in denen die der 
Zusammenlegung unterzogenen Grundstücke liegen, und die Eigentümer jener Anlagen, deren Änderung 



 

 

oder Auflassung beabsichtigt ist, zu hören und die erforderlichen Bewilligungen der für die im § 83 Abs. 
4 lit. c angeführten Angelegenheiten zuständigen Behörden einzuholen. Über die Ergebnisse der Planung 
ist ein Bescheid (Plan der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen) zu erlassen.; dieser hat ohne unnöti-
gen Aufschub, spätestens jedoch drei Jahre nach Erstellung des Entwurfs zu ergehen. 

(2) Die Behörde kann, wenn es für die Durchführung des Verfahrens zweckmäßig ist, den Plan der 
gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen zur Gänze oder zum Teil gemeinsam mit dem Besitzstandsaus-
weis und Bewertungsplan (§ 12) oder dem Zusammenlegungsplan (§ 21) erlassen. 

(3) Die Durchführung der gemeinsamen Maßnahmen sowie die Errichtung der gemeinsamen Anla-
gen und ihre Erhaltung bis zur Übergabe an die Erhaltungspflichtigen obliegt der Zusammenlegungsge-
meinschaft, die sich hiebei mit Zustimmung der Behörde anderer Personen bedienen kann. Diese Zu-
stimmung ist zu versagen, wenn dadurch eine erhebliche Verzögerung oder untragbare Verteuerung ein-
träte. 

(4) Die Eigentumsverhältnisse an den gemeinsamen Anlagen sind im Zusammenlegungsplan zu re-
geln. Jene umgestalteten oder neu errichteten Anlagen, für die nach den gesetzlichen Vorschriften öffent-
lich-rechtliche Körperschaften zu sorgen haben, sind diesen Körperschaften ins Eigentum zu übertragen. 
Die anderen gemeinsamen Anlagen sind, soweit sie nicht von der Gemeinde übernommen werden, den 
für die Zeit nach der Auflösung der Zusammenlegungsgemeinschaft zu bildenden Erhaltungsgemein-
schaften zuzuteilen. 

(5) Erhaltungsgemeinschaften gemäß Abs. 4 sind aus dem Kreis der für die Erhaltung der Anlagen in 
Frage kommenden Personen durch Bescheid der Behörde zu bilden und besitzen Rechtspersönlichkeit. 

(6) Jede Erhaltungsgemeinschaft muss Satzungen haben, die von den Mitgliedern zu beschließen 
sind. Die Satzungen haben Bestimmungen zu enthalten über 

 a) den Namen, Sitz und Zweck der Erhaltungsgemeinschaft, 

 b) die Rechte und Pflichten der Mitglieder, insbesondere den Schlüssel für die Aufteilung der Kos-
ten auf die einzelnen Mitglieder, der unter Bedachtnahme auf die den einzelnen Mitgliedern aus 
dem Bestand der gemeinsamen Anlage erwachsenden Vorteile festzulegen ist, und die Zahl der 
Stimmen, die den einzelnen Mitgliedern zustehen, wobei auf die Kostenaufteilung Rücksicht zu 
nehmen ist, 

 c) die Zusammensetzung, Bestellung, Beschlussfassung und den Aufgabenbereich der Organe der 
Erhaltungsgemeinschaft, 

 d) die Vertretung der Erhaltungsgemeinschaft nach außen und die Fertigung von Urkunden, durch 
die rechtliche Verpflichtungen der Erhaltungsgemeinschaft begründet werden, 

 e) den Jahresvoranschlag und die Rechnungsprüfung, 

 f) die Auflösung der Erhaltungsgemeinschaft, die Regelung ihrer Verbindlichkeiten und die Liqui-
dierung ihres Vermögens. 

(7) Die Satzungen sind der Behörde vorzulegen und von dieser zu genehmigen, wenn sie den gesetz-
lichen Vorschriften entsprechen. 

(8) Die Auflösung der Erhaltungsgemeinschaft bedarf der Genehmigung der Behörde. Diese ist zu 
erteilen, wenn die Auflösung den Zusammenlegungserfolg nicht beeinträchtigt. 

Umweltverträglichkeitsprüfung 
§ 16a 

Umweltverträglichkeitsprüfung, Gegenstand 
§ 16a 

(1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist es, unter Beteiligung der Öffentlichkeit 
auf fachlicher Grundlage die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen festzustellen, zu beschreiben 
und zu bewerten, die die Verwirklichung eines Planes der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen (§ 16) 

 a) auf Menschen, und die biologische Vielfalt einschließlich der Tiere, Pflanzen und deren Lebens-
räume, 

 b) auf Fläche und Boden, Wasser, Luft und Klima, 

 c) auf die Landschaft und 

 d) auf Sach- und Kulturgüter 

hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen mehrerer Auswirkungen untereinander miteinzubeziehen 
sind. 

(2) Vor Erlassung des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen 

 a) mit neuer Entwässerung von Kulturland von mehr als 30 ha oder 



 

 

 b) mit Veränderung des bisherigen Geländeniveaus im Ausmaß von mehr als 1 m Höhe, sofern 
deren Flächensumme 20 ha überschreitet, wobei Terrainveränderungen bei Wegbauten nicht ein-
zurechnen sind, oder 

 c) wenn ein durch Verordnung nach § 26 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftsentwick-
lung festgelegtes Schutzgebiet, insbesondere auch ein Europaschutzgebiet, berührt wird und eine 
Gefährdung der für das Schutzgebiet in der Verordnung festgelegten Schutzziele zu erwarten ist, 
oder 

 d) wenn sich durch die vorgesehenen Maßnahmen und Anlagen die qualitative oder quantitative 
Ausstattung an naturnahen Strukturelementen im Zusammenlegungsgebiet nachhaltig insgesamt 
wesentlich verringern würde, 

ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach den folgenden Bestimmungen durchzuführen. Ebenso ist 
auch bei Änderungen oder Erweiterungen eines solchen bereits erlassenen, durchgeführten oder in der 
Durchführungsphase befindlichen Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen, welche erheblich 
nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben können, eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen; hierüber hat die Behörde im Einzelfall von Amts wegen unter sinngemäßer Anwendung des § 16b 
zu entscheiden. 

(3) Das UVP-Verfahren ist im Rahmen des Verfahrens zur Erlassung des Plans der gemeinsamen 
Maßnahmen und Anlagen (§ 16) durchzuführen. Es besteht in der Erstellung einer Umweltverträglich-
keitserklärung (§ 16c), ihrer Veröffentlichung im Internet (§ 16d), Konsultationen bei grenzüberschrei-
tenden Auswirkungen (§ 16e) und mündet in die Berücksichtigung der Ergebnisse des Ermittlungsverfah-
rens bei der Erlassung des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen (§ 16f) und seiner Ausfüh-
rung. 

(4) Von der geplanten Erlassung des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen sind die 
mitwirkenden Behörden gemäß Abs. 5, der Naturschutzanwalt und die Standortgemeinde unter Anschluss 
von Unterlagen, die eine Beurteilung der Auswirkungen gemäß Abs. 1 lit. a bis d ermöglichen, zu infor-
mieren. Der Naturschutzanwalt kann innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung beantra-
gen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Der Naturschutzanwalt 
hat Parteistellung mit den Rechten nach § 16b Abs. 9. Die Behörde hat über diesen Antrag innerhalb von 
drei Monaten mit Bescheid zu entscheiden. Der wesentliche Inhalt dieser Entscheidung sowie die wesent-
lichen Entscheidungsgründe sind von der Behörde mindestens sechs Wochen auf dem Veröffentlichungs-
portal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G); dies gilt nicht, wenn für das Vorhaben jedenfalls 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

(5) Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die in den Angelegenheiten des Baurechts, der Ei-
senbahnen, der Bundes-, Landes-, Gemeinde-, Genossenschafts- und öffentlichen Privatstraßen, der 
Schifffahrt, der Luftfahrt, des Bergbaues, der Jagd, der Fischerei, des Feldschutzes sowie des Naturschut-
zes und der Landschaftsentwicklung für gemeinsame Maßnahmen und Anlagen nach Abs. 2 lit. a bis d 
zuständig sind. 

Umweltverträglichkeitsprüfung, Feststellung der UVP-Pflicht 
§ 16b 

(1) Von der geplanten Erlassung des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen sind die 
mitwirkenden Behörden gemäß Abs. 5, der Naturschutzanwalt und die Standortgemeinde unter Anschluss 
von Unterlagen, die eine Beurteilung der Auswirkungen gemäß § 16a Abs. 1 lit. a bis d ermöglichen, zu 
informieren.  

(2) Der Naturschutzanwalt kann innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung bean-
tragen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Die Behörde hat über 
diesen Antrag innerhalb von drei Monaten mit Bescheid zu entscheiden. Eine solche Feststellung kann 
auch von Amts wegen erfolgen. Dabei sind die für das Vorhaben relevanten Angaben nach Anhang II.A 
der Richtlinie 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten, die einschlägigen Kriterien nach Anhang III der genannten Richtlinie sowie gegebe-
nenfalls Ergebnisse vorgelagerter Prüfungen oder von Prüfungen der Umweltauswirkungen auf Grundla-
ge anderer Unionsrechtsakte zu berücksichtigen. In der Entscheidung sind unter Verweis auf die ein-
schlägigen Kriterien nach Anhang III der genannten Richtlinie die wesentlichen Gründe für die Entschei-
dung anzugeben, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist oder nicht. Letzterenfalls ist 
auch auf allfällige projektintegrierte Aspekte oder Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen vermieden oder verhindert werden sollen, Bezug zu nehmen. 

(3) Im Verfahren nach Abs. 2 haben die Parteien nach § 7 Parteistellung; der Naturschutzanwalt ist 
am Verfahren zu beteiligen und hat das Recht auf Akteneinsicht im Umfang des § 17 AVG, auf Teilnah-



 

 

me an der mündlichen Verhandlung sowie auf Erstattung von Stellungnahmen. Ihm ist auch Gelegenheit 
zu geben, zum Ergebnis der Beweisaufnahme innerhalb einer Frist von vier Wochen Stellung zu nehmen. 
Die abgegebenen Stellungnahmen sind bei der Entscheidung in angemessener Weise zu berücksichtigen. 
Schriftlich erlassene Bescheide sind ihm zuzustellen. Hinsichtlich der Zustellung schriftlicher Ausferti-
gungen mündlich verkündeter Bescheide an den Naturschutzanwalt gilt § 62 Abs. 3 AVG sinngemäß. 

(4) Die Behörde hat Entscheidungen nach Abs. 2 unverzüglich nach ihrer Erlassung mindestens 
sechs Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Zwei 
Wochen nach Beginn der Veröffentlichung gilt die Entscheidung gegenüber anerkannten Umweltorgani-
sationen (§ 16d Abs. 8) als zugestellt. Ab dem Beginn der Veröffentlichung ist den Genannten Einsicht in 
den Verwaltungsakt zu gewähren. 

(5) Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die in den Angelegenheiten des Baurechts, der Ei-
senbahnen, der Bundes-, Landes-, Gemeinde-, Genossenschafts- und öffentlichen Privatstraßen, der 
Schifffahrt, der Luftfahrt, des Bergbaues, der Jagd, der Fischerei sowie des Naturschutzes und der Land-
schaftsentwicklung für gemeinsame Maßnahmen und Anlagen nach § 16a Abs. 2 lit. a bis d zuständig 
sind. 

Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 
§ 16b 

Umweltverträglichkeitsprüfung, Umweltverträglichkeitserklärung 
§ 16c 

(1) Die Behörde hat die Erstellung einer Umweltverträglichkeitserklärung zu veranlassen. Diese hat 
folgende Angaben zu enthalten: 

 a) Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere: 

 1. Abgrenzung und Beschreibung des Projektgebietes (Lageplan, einbezogene Fläche, Anzahl 
der Parteien, Charakterisierung des betroffenen Raumes); 

 2. Beschreibung der geplanten gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen und allfälliger Alterna-
tivmöglichkeiten; 

 b) Beschreibung der vom Vorhaben voraussichtlich berührten Umwelt (§ 16a Abs. 1); 

 c) die notwendigen Angaben zur Feststellung und Beurteilung der möglichen erheblichen Auswir-
kungen auf die Umwelt, einschließlich der Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Auswir-
kungen sowie Angaben über die zur Abschätzung der Umweltauswirkungen angewandten Me-
thoden; 

 d) Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt vermieden, verringert oder soweit wie möglich ausgeglichen werden sollen; 

 e) eine klare und übersichtliche Zusammenfassung der Informationen gemäß lit. a bis d; 

 f) Darstellung und Begründung allfälliger Schwierigkeiten (insbesondere technische Lücken oder 
fehlende Daten) bei der Zusammenstellung der geforderten Angaben. 

(1) Die Behörde hat die Erstellung einer Umweltverträglichkeitserklärung durch Sachverständige zu 
veranlassen. Soweit relevante Ergebnisse anderer umweltbezogener Prüfungen, insbesondere einer strate-
gischen Umweltprüfung, oder einschlägiger Risikobewertungen vorliegen, sind diese zu berücksichtigen. 
Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu enthalten: 

 a) Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere: 

 1. Abgrenzung und Beschreibung des Projektgebietes (Lageplan, einbezogene Fläche, Anzahl 
der Parteien, Charakterisierung des betroffenen Raumes); 

 2. Beschreibung der geplanten gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen, der untersuchten ver-
nünftigen Alternativmöglichkeiten, die für das Vorhaben und seine spezifischen Merkmale re-
levant sind, der Nullvariante sowie der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl ein-
schließlich eines Vergleichs der für die Auswahl der eingereichten Alternative maßgeblichen 
Umweltauswirkungen; 

 3. Darstellung der vorhabensbedingten Anfälligkeit für Risiken schwerer Unfälle oder von Na-
turkatastrophen sowie gegenüber Klimawandelfolgen (insbesondere aufgrund der Lage); 

 b) Beschreibung der vom Vorhaben voraussichtlich berührten Umwelt (§ 16a Abs. 1); 

 c) Beschreibung der möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, darunter 
auch Auswirkungen aufgrund der vorhabensbedingten Anfälligkeit für Risiken schwerer Unfälle 
oder von Naturkatastrophen sowie des Klimawandels, einschließlich der Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen Auswirkungen sowie Angaben über die zur Abschätzung der Umweltaus-
wirkungen angewandten Methoden; 



 

 

 d) Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt vermieden, verhindert, verringert oder soweit wie möglich ausgeglichen werden 
sollen, und allfälliger Präventiv- oder Minderungsmaßnahmen für den Fall von schweren Unfäl-
len oder von Naturkatastrophen, sowie allfälliger Maßnahmen zur Beweissicherung, zur beglei-
tenden Kontrolle und zur Nachsorge. Bei Ausgleichsmaßnahmen sind jedenfalls der Maßnah-
menraum sowie die Wirkungsziele zu beschreiben; 

 e) ergänzende Angaben nach Anhang IV der Richtlinie 2011/92/EU, soweit diese für das Vorhaben 
und die möglicherweise beeinträchtigte Umwelt (§ 16a Abs. 1) von Bedeutung sind; 

 f) eine klare und übersichtliche Zusammenfassung der Informationen gemäß lit. a bis e; 

 g) Referenzangaben zu den Quellen, die für die oben angeführten Beschreibungen herangezogen 
wurden sowie eine Darstellung und Begründung allfälliger Schwierigkeiten (insbesondere tech-
nische Lücken oder fehlende Daten) bei der Zusammenstellung der geforderten Angaben. 

(2) Die Behörde hat unverzüglich den allenfalls mitwirkenden Behörden im Sinne des § 16b Abs. 5 
den Entwurf des Plans der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen, alle weiteren sie betreffenden Unter-
lagen und die Umweltverträglichkeitserklärung zur Stellungnahme zu übermitteln. Diese Behörden haben 
an der Beurteilung der Umweltauswirkungen im erforderlichen Ausmaß mitzuwirken. 

(3) Dem Naturschutzanwalt und der Standortgemeinde ist unverzüglich nach Fertigstellung je eine 
Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklärung zu übermitteln. Diese können innerhalb von vier Wo-
chen Stellung nehmen. 

(4) Die Behörde hat der Standortgemeinde, in deren Wirkungsbereich das Vorhaben zur Ausführung 
kommen soll, je eine Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklärung und des Entwurfes des Plans der 
gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen zu übermitteln. Diese sind von der Behörde zudem mindestens 
sechs Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Während 
der Zeit der Veröffentlichung kann jede Person zum Entwurf schriftlich Stellung nehmen. In der Veröf-
fentlichung ist auf die Möglichkeit zur Stellungnahme hinzuweisen. 

(5) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung darf der Plan der gemeinsamen Maßnahmen 
und Anlagen nicht erlassen werden. Der Plan hat auf die Sicherung und Entwicklung eines unter Be-
dachtnahme auf die Bewirtschaftungsverhältnisse möglichst ausgeglichenen und nachhaltigen Naturhaus-
haltes Rücksicht zu nehmen. Maßnahmen, die erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige 
Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet sind, den Boden, den Pflanzenbestand oder den 
Tierbestand bleibend zu schädigen, sind zu vermeiden. 

(6) Bei der Entscheidung sind die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Umweltverträg-
lichkeitserklärung, Stellungnahmen) zu berücksichtigen. 

(7) Der Plan der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen ist zu begründen und von der Behörde 
mindestens zwei Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). 

(8) Parteistellung haben die Parteien nach § 7 und § 18 Abs. 4, der Naturschutzanwalt mit den Rech-
ten nach Abs. 9, die für das Land Vorarlberg anerkannten Umweltorganisationen gemäß § 19 Abs. 6 des 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 mit den Rechten nach Abs. 10 und die Standortgemeinde. 

(9) Der Naturschutzanwalt ist berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der 
Umwelt oder der von ihm wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im 
Verfahren geltend zu machen, gegen den Bescheid Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht (Art. 132 
B-VG) und gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts Revision beim Verwaltungsgerichts-
hof (Art. 133 B-VG) zu erheben. 

(10) Eine Umweltorganisation nach Abs. 8 ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvor-
schriften im Verfahren geltend zu machen, soweit sie während der Veröffentlichungsfrist nach Abs. 4 
schriftliche Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, gegen den Bescheid Beschwerde beim 
Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) und gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben. 

Umweltverträglichkeitsprüfung, Beteiligung im Verwaltungsverfahren 
§ 16d 

(1) Die Behörde hat der Standortgemeinde, in deren Wirkungsbereich das Vorhaben zur Ausführung 
kommen soll, je eine Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklärung und des Entwurfes des Plans der 
gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen, soweit technisch verfügbar und möglich, in elektronischer Form 
zu übermitteln.  

(2) Die Unterlagen nach Abs. 1 sind von der Behörde zudem unverzüglich mindestens sechs Wochen 
auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Während der Zeit der 



 

 

Veröffentlichung kann jede Person zum Entwurf schriftlich Stellung nehmen. In der Veröffentlichung ist 
auf die Möglichkeit zur Stellungnahme sowie weiters auf folgende Informationen hinzuweisen: 

 a) Gegenstand des Vorhabens; 

 b) die Tatsache, dass das Vorhaben Gegenstand einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist; 

 c) Angaben über die Behörde, die für die Entscheidung zuständig ist, bei der einschlägige Informa-
tionen über das Vorhaben eingeholt werden können und an die allfällige Stellungnahmen schrift-
lich übermittelt werden können; 

 d) einen Hinweis darüber, dass während der Veröffentlichungsfrist jede Person zum Vorhaben und 
zur Umweltverträglichkeitserklärung schriftlich Stellung nehmen kann sowie über den allfälligen 
Verlust der Rechte nach Abs. 5; 

 e) einen Hinweis, dass gegebenenfalls Konsultationen nach § 16e erforderlich sind; 

 f) sofern bereits bekannt, den Ort und die Zeit der allfälligen mündlichen Verhandlung; 

 g) Angaben über die Art möglicher Entscheidungen. 

(3) Parteistellung im Verfahren haben die Parteien nach § 7 und § 18 Abs. 4 sowie die Standortge-
meinde. 

(4) Der Naturschutzanwalt hat im Verfahren die Rechte nach § 16b Abs. 3. Der Naturschutzanwalt 
und die Standortgemeinde sind berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der 
Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, geltend zu machen.  

(5) Eine anerkannte Umweltorganisation nach Abs. 8 und eine Umweltorganisation aus einem aus-
ländischen Staat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 6 kann während der Veröffentlichungsfrist 
nach Abs. 2 eine schriftliche Stellungnahme abgeben oder die Verfahrensbeteiligung verlangen. Das 
Recht, sich am Verfahren zu beteiligen, verwirkt, wenn sie davon nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch 
macht. 

(6) Eine Umweltorganisation aus einem ausländischen Staat ist am Verfahren zu beteiligen, 

 a) sofern eine Benachrichtigung des ausländischen Staates nach § 16e erfolgt ist; 

 b) sofern das Vorhaben voraussichtlich Auswirkungen auf jenen Teil der Umwelt des ausländischen 
Staates hat, für dessen Schutz die Umweltorganisation eintritt; 

 c) sofern sich die Umweltorganisation im ausländischen Staat am Bewilligungsverfahren beteiligen 
könnte, wenn das Vorhaben dort vorgesehen wäre; und 

 d) soweit die Umweltorganisation während der Veröffentlichungsfrist nach Abs. 2 schriftlich Ein-
wendungen erhoben hat. 

(7) Anerkannte Umweltorganisationen (Abs. 8) und ausländische Umweltorganisationen (Abs. 6), 
soweit sie von ihrem Recht auf Verfahrensbeteiligung nach Abs. 5 bzw. 6 Gebrauch machen, haben im 
Verfahren die Rechte nach § 16b Abs. 3. Sie sind berechtigt, die Einhaltung der Umweltvorschriften im 
Verfahren geltend zu machen.  

(8) Als anerkannte Umweltorganisation im Sinne dieses Gesetzes gelten jene Organisationen, die 
gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 als Umweltorganisation anerkannt 
und zur Ausübung der Parteienrechte in Vorarlberg befugt sind. 

Umweltverträglichkeitsprüfung, grenzüberschreitende Auswirkungen und Konsultationen 
§ 16e 

(1) Wenn die Verwirklichung eines Vorhabens erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines aus-
ländischen Staates haben könnte oder wenn ein solcher Staat ein diesbezügliches Ersuchen stellt, hat die 
Behörde diesen Staat ehestmöglich, spätestens aber wenn die Bekanntgabe nach § 16d Abs. 2 erfolgt, 
über das Vorhaben zu benachrichtigen. In diesem Fall sind verfügbare Informationen über mögliche 
grenzüberschreitende Auswirkungen, über die Art der möglichen Entscheidung und den Ablauf des Ver-
fahrens zu erteilen sowie eine Beschreibung der geplanten Maßnahmen und Anlagen zu übermitteln. Dem 
Staat ist eine angemessene Frist für die Mitteilung einzuräumen, ob er am Verfahren teilzunehmen 
wünscht. 

(2) Wünscht der Staat am Verfahren teilzunehmen, so sind ihm die nach § 16d Abs. 1 zu übermit-
telnden Unterlagen samt der nach § 16d Abs. 2 zu veröffentlichenden Informationen sowie allenfalls 
andere entscheidungsrelevante Informationen bzw. Unterlagen zu übermitteln. Ihm ist überdies eine an-
gemessene Frist zur Stellungnahme einzuräumen, die es ihm ermöglicht, seinerseits den Antrag der Öf-
fentlichkeit zugänglich zu machen und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Erforderlichenfalls 
sind Konsultationen über mögliche grenzüberschreitende Auswirkungen und allfällige Maßnahmen zur 



 

 

Vermeidung oder Verminderung schädlicher grenzüberschreitender Umweltauswirkungen zu führen und 
ein angemessener Zeitrahmen für die Dauer der Konsultationsphase zu vereinbaren.  

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten für Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. Für andere Staaten gelten sie nur nach Maßgabe 
des Grundsatzes der Gegenseitigkeit.  

(4) Wenn ein ausländischer Staat im Rahmen eines in diesem Staat durchzuführenden UVP-
Verfahrens aufgrund von Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt des Landes Vorarlberg Antrags-
unterlagen übermittelt, hat die Landesregierung die Bestimmungen über die Beteiligung der Öffentlich-
keit nach § 16d Abs. 2 sinngemäß anzuwenden, wobei sich die Dauer der Veröffentlichungsfrist nach den 
Bestimmungen jenes Staates richtet, in dem das Vorhaben zur Ausführung gelangen soll. Mitwirkenden 
Behörden im Sinne des § 16b Abs. 5 ist die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. Bei der Landesre-
gierung eingelangte Stellungnahmen und auf Ersuchen des verfahrensführenden Staates auch Informatio-
nen über die möglicherweise betroffene Umwelt sind diesem Staat zu übermitteln. Entscheidungen, die in 
einem anderen Staat getroffen worden sind, sind unter sinngemäßer Anwendung des § 16f Abs. 4 der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die Übermittlung von Angaben an einen anderen Staat sowie der 
Empfang von Angaben eines anderen Staates unterliegen den Beschränkungen, die in dem Staat gelten, in 
dem das Projekt durchgeführt werden soll.  

(5) Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

Umweltverträglichkeitsprüfung, Entscheidung 
§ 16f 

(1) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung darf der Plan der gemeinsamen Maßnahmen 
und Anlagen nicht erlassen werden. Der Plan hat auf die Sicherung und Entwicklung eines unter Be-
dachtnahme auf die Bewirtschaftungsverhältnisse möglichst ausgeglichenen und nachhaltigen Naturhaus-
haltes Rücksicht zu nehmen. Maßnahmen, die erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige 
Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet sind, den Boden, den Pflanzenbestand oder den 
Tierbestand bleibend zu schädigen, sind zu vermeiden. 

(2) Bei der Entscheidung sind die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Umweltverträg-
lichkeitserklärung, Stellungnahmen, Ergebnis der Konsultationen) gebührend zu berücksichtigen. 

(3) Der Plan der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen hat neben den Ergebnissen der Planung 
insbesondere auch zu enthalten:  

 a) eine aktuelle zusammenfassende Bewertung in Bezug auf die erheblichen Umweltauswirkungen; 

 b) Angaben über das Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung; 

 c) eine Beschreibung etwaiger, mit der Entscheidung verbundener Umweltauflagen; 

 d) jene Aspekte des Projekts oder der Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen vermieden, verhindert oder verringert und soweit möglich ausgeglichen werden sollen 
und 

 e) eine Beschreibung der in Bezug auf Art, Standort und Umfang des Vorhabens sowie dem Aus-
maß seiner Auswirkungen auf die Umwelt angemessenen Überwachungsmaßnahmen. 

(4) Der Plan der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen ist zu begründen und unverzüglich nach 
seiner Erlassung von der Behörde mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet 
zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G) und den mitwirkenden Behörden (§ 16b Abs. 5) sowie den nach § 16e 
konsultierten ausländischen Staaten zu übermitteln. Zwei Wochen nach Beginn der Veröffentlichung gilt 
die Entscheidung gegenüber anerkannten Umweltorganisationen (§ 16d Abs. 8) und ausländischen Um-
weltorganisationen (§ 16d Abs. 6) als zugestellt. Ab dem Tag der Veröffentlichung ist den Genannten 
Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

Umweltverträglichkeitsprüfung, Beschwerde- und Revisionsrecht 
§ 16g 

(1) Der Naturschutzanwalt und anerkannte Umweltorganisationen nach § 16d Abs. 4 sind berechtigt, 
gegen eine Entscheidung nach § 16b Abs. 2 sowie gegen den Plan nach § 16f Abs. 1 Beschwerde beim 
Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) zu erheben. Dieses Beschwerderecht gegen den Plan nach 
§ 16f Abs. 1 beim Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) kommt auch der Standortgemeinde und 
Umweltorganisationen aus einem ausländischen Staat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 
§ 16d Abs. 6 lit. a bis c zu. Im Hinblick auf einen Plan nach § 16f Abs. 1 steht dem Naturschutzanwalt 
und der Standortgemeinde überdies das Recht zu, gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben.  



 

 

(2) Werden in einer Beschwerde nach Abs. 1 vom Beschwerdeführer, der sich am Verwaltungsver-
fahren gemäß § 16d beteiligt hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so sind diese nicht 
zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen im Rechtsmittelverfahren missbräuchlich oder unredlich ist. 

Beiträge zu den Kosten der gemeinsamen Maßnahmen und Anlagen 
§ 17 

(1) Wenn nichts anderes vereinbart wird, sind die Kosten für die Errichtung der gemeinsamen Anla-
gen und die Durchführung der gemeinsamen Maßnahmen von den Parteien unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 15 Abs. 2 zu tragen. Zu den Kosten für die Errichtung gemeinsamer Anlagen gehören auch die 
Kosten für die Grundaufbringung, die nicht gemäß § 15 Abs. 2 erfolgt ist. 

(2) Den Eigentümern von Grundstücken, die der Zusammenlegung nicht unterzogen sind, ist, sofern 
sie aus den gemeinsamen Maßnahmen oder Anlagen einen Vorteil ziehen, von der Behörde mit Bescheid 
ein diesem Vorteil entsprechender Beitrag zu den Herstellungs- und Erhaltungskosten aufzuerlegen. Die-
se Beitragsverpflichtung haftet als Grundlast auf den von der Behörde bestimmten Grundstücken. 

Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen Interesse 
§ 18 

(1) Die Gebietskörperschaften und Unternehmen, zu deren Gunsten ein Enteignungsrecht für Maß-
nahmen im allgemeinen öffentlichen Interesse (§ 1 Abs. 2 lit. b) besteht, haben die für die Durchführung 
der Maßnahmen erforderlichen Grundflächen in das Zusammenlegungsverfahren einzubringen. Sollten 
diese Flächen ihrer Beschaffenheit oder Lage nach nicht geeignet sein, für die öffentlichen Maßnahmen 
verwendet zu werden, so müssen sie wenigstens als Grundabfindungen geeignet sein. Grundflächen, die 
außerhalb des Zusammenlegungsgebietes liegen, können für diese Zwecke nur eingebracht werden, wenn 
die Voraussetzungen für eine nachträgliche Einbeziehung (§ 4) vorliegen. 

(2) Befindet sich im Zusammenlegungsgebiet kein oder zu wenig Grund im Eigentum der im Abs. 1 
bezeichneten Gebietskörperschaften und Unternehmen und können sie den Grund auch nicht erwerben, so 
können auf ihr Begehren diese Grundflächen zur Gänze oder zum Teil im Verfahren aufgebracht werden. 
Diesem Begehren darf nur entsprochen werden, wenn hiedurch die Gesetzmäßigkeit der Abfindungen 
nicht beeinträchtigt wird. Die Gebietskörperschaften und Unternehmen haben der Zusammenlegungsge-
meinschaft, wenn nicht anderes vereinbart wird, für den bereitgestellten Grund jenen Betrag zu bezahlen, 
den sie im Falle der Enteignung als Entschädigung zu leisten hätten. 

(3) Die im Abs. 1 bezeichneten Gebietskörperschaften und Unternehmen haben jene Kosten der Zu-
sammenlegung zu tragen, die notwendig sind, um die durch die Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen 
Interesse drohenden oder verursachten Nachteile abzuwenden, zu mildern oder zu beheben. 

(4) Die im Abs. 1 bezeichneten Gebietskörperschaften und Unternehmen haben Parteistellung. 

 

[…] 

Zusammenlegungsplan 
§ 21 

(1) Über das Ergebnis der Zusammenlegung ist ein Bescheid (Zusammenlegungsplan) zu erlassen. 

(2) Der Zusammenlegungsplan hat insbesondere zu enthalten: 

 a) eine Darstellung des Verfahrensganges sowie der wirtschaftlichen und technischen Verhältnisse 
der Neuordnung; 

 b) den Besitzstandsausweis und Bewertungsplan (§ 12) sowie den Plan der gemeinsamen Maßnah-
men und Anlagen (§ 16); soweit diese Bescheide schon vor dem Zusammenlegungsplan erlassen 
wurden, sind sie diesem als Behelfe anzuschließen; 

 c) die Grundaufbringung für Maßnahmen im allgemeinen öffentlichen Interesse einschließlich der 
Festsetzung der hiefür zu leistenden Entschädigung (§ 18); 

 d) die Abfindungsberechnung (Abs. 3); 

 e) eine nach Eigentümern geordnete Zusammenstellung der neuen Grundstücke unter Anführung 
ihrer Bezeichnungen, Ausmaße und Vergleichswerte sowie der auf die einzelnen Wertklassen 
entfallenden Teilflächen (Abfindungsausweis); 

 f) eine planliche Darstellung der neuen Flureinteilung; 

 g) die Festlegung des Schlüssels für die Umlegung der von der Zusammenlegungsgemeinschaft zu 
tragenden Lasten auf ihre Mitglieder (§ 8 Abs. 2 lit. c) unter sinngemäßer Anwendung des § 15 
Abs. 2; 



 

 

 h) allfällige Verfügungen gemäß den §§ 14 Abs. 2, 16 Abs. 5, 23 Abs. 3, 24 Abs. 1 und 25 Abs. 1. 

(3) Die Abfindungsberechnung hat gesondert für jeden Eigentümer (Betrieb) insbesondere zu enthal-
ten, 

 a) das Ausmaß und den Wert der Grundflächen gemäß §§ 12 und 13, 

 b) Änderungen des Abfindungsanspruches gemäß § 19 Abs. 2 und 3, 

 c) die Grundaufbringung für gemeinsame Anlagen gemäß § 15 Abs. 2 unter Angabe des Schlüssels 
für die Grundaufbringung, 

 d) die Abweichung vom Abfindungsanspruch gemäß § 19 Abs. 5, 

 e) den Wert der Grundabfindung, 

 f) die Festlegung der Geldausgleichungen für Mehr- oder Minderzuteilungen von Grund gemäß § 
19 Abs. 2, 3 und 5 sowie der Geldausgleichungen gemäß den §§ 11 Abs. 6 und 8, 13 Abs. 4, 20 
Abs. 2 und 22 Abs. 5. 

 

[…] 
 

Durchführung der Zusammenlegung 
§ 26 

(1) Nach Rechtskraft des Zusammenlegungsplanes hat die Behörde, sofern dies noch nicht gesche-
hen ist, die Durchführung der gemeinsamen Maßnahmen, die Errichtung der gemeinsamen Anlagen, die 
Übernahme der Grundabfindungen, die Durchführung der Geldabfindungen, Geldentschädigungen und 
Geldausgleiche anzuordnen, alle Arbeiten einschließlich der Vermarkung der Grundabfindungen zu voll-
enden und die Richtigstellung des Grundbuches sowie des Grundsteuer- oder Grenzkatasters zu veranlas-
sen. 

(2) Wer durch Nichterfüllung der Verfügungen, die von der Behörde behufs Überganges aus den be-
stehenden Verhältnissen in die neue Gestaltung des Grundbesitzes getroffen wurden, im Bezuge der Nut-
zungen von den ihm zugewiesenen Grundabfindungen oder anderweitig verkürzt wurde, kann binnen 
zwei Monaten nach der Übernahme von dem früheren Eigentümer dieser Grundstücke eine Vergütung in 
Geld begehren. 

Abschluss des Verfahrens 
§ 27 

(1) Nach Durchführung der Zusammenlegung einschließlich der Richtigstellung oder Neuanlegung 
des Grundbuches ist das Zusammenlegungsverfahren mit Verordnung abzuschließen. 

(2) Im Hinblick auf die Erlassung eines Plans gemäß § 16 Abs. 1, der einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nach den §§ 16a bis 16g unterliegt, hat die Behörde vor Abschluss des Verfahrens (Abs. 1) zu 
überprüfen, ob die Durchführung der gemeinsamen Maßnahmen sowie die Errichtung der gemeinsamen 
Anlagen dem Bescheid nach § 16 Abs. 1 entspricht. Dies hat vor Auflösung der Zusammenlegungsge-
meinschaft unter Beiziehung der mitwirkenden Behörden nach § 16b Abs. 5 zu erfolgen. Dabei ist auch 
zu überprüfen, ob die Annahmen und Prognosen der Umweltverträglichkeitsprüfung mit den tatsächli-
chen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt übereinstimmen. Die Zusammenlegungsgemeinschaft 
hat der Behörde auf Anfrage sämtliche Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, die zur Durch-
führung der Nachkontrolle erforderlich sind. Zu diesem Zwecke sind die Organe der Behörde und die 
zugezogenen Sachverständigen auch berechtigt, Grundstücke zu betreten und zu befahren. Werden im 
Rahmen der Nachkontrolle Mängel und Abweichungen festgestellt, hat die Behörde deren Beseitigung 
anzuordnen.  

2. Abschnitt 
Flurbereinigung 

Voraussetzungen 
§ 28 

(1) Anstelle eines Zusammenlegungsverfahrens kann ein Flurbereinigungsverfahren durchgeführt 
werden, wenn dadurch 

 a) die Besitz-, Benützungs- oder Bewirtschaftungsverhältnisse in einem kleineren Gebiet oder bei 
einer kleineren Anzahl land- oder forstwirtschaftlicher Betriebe oder lediglich durch einzelne 
Maßnahmen verbessert oder neu gestaltet werden oder 



 

 

 b) eine zweckmäßige Zwischenlösung bis zur späteren Durchführung eines Zusammenlegungsver-
fahrens erreicht wird. 

(2) Ein Flurbereinigungsverfahren kann weiters durchgeführt werden, um Maßnahmen, die auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften der Bodenreform oder im allgemeinen öffentlichen Interesse 
getroffen werden, vorzubereiten, zu unterstützen oder deren nachteilige Folgen zu beseitigen. 

Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen des 1. Abschnittes 
§ 29 

Im Flurbereinigungsverfahren sind die Bestimmungen für die Zusammenlegung mit nachstehenden 
Änderungen sinngemäß anzuwenden: 

 a) Das Flurbereinigungsverfahren ist von Amts wegen mit Bescheid einzuleiten und abzuschließen. 

 b) Im Einleitungsbescheid sind die Grundstücke oder Grundbuchskörper, die der Flurbereinigung 
unterzogen werden, zu bezeichnen. 

 c) Die Flurbereinigungsgemeinschaft wird mit Bescheid gegründet und aufgelöst. 

 d) Dem Flurbereinigungsverfahren kann ein von den Grundeigentümern vorbereiteter und verein-
barter Plan zugrunde gelegt werden. 

 e) Über das Ergebnis der Flurbereinigung ist ein Bescheid (Flurbereinigungsplan) zu erlassen. 

Flurbereinigungsverträge und -übereinkommen 
§ 30 

(1) Dem Flurbereinigungsverfahren sind Verträge, die von den Parteien in verbücherungsfähiger 
Form abgeschlossen wurden (Flurbereinigungsverträge), oder Parteiübereinkommen, die von der Behörde 
in einer Niederschrift beurkundet werden (Flurbereinigungsübereinkommen), zugrunde zu legen, wenn 
die Behörde bescheidmäßig feststellt, dass sie zur Durchführung der Flurbereinigung erforderlich sind. In 
einem solchen Falle kann von der Erlassung der im Flurbereinigungsverfahren sonst vorgesehenen Be-
scheide Abstand genommen werden. Die Vorschriften, wonach die Gültigkeit eines Vertrages durch die 
Aufnahme eines Notariatsaktes bedingt ist, bleiben unberührt. 

(2) Die Entscheidung gemäß Abs. 1 ist nach Rechtskraft dem für die Erhebung der Grunderwerb-
steuer zuständigen Finanzamt mitzuteilen. Die Behörde hat von Amts wegen die Durchführung der Flur-
bereinigungsübereinkommen im Grundbuch zu veranlassen. 

(3) Die Flurbereinigungsübereinkommen bedürfen keiner auf Landesgesetz beruhenden Genehmi-
gung. 
 
[…] 
 

III. HAUPTSTÜCK 
Behörde, gemeinsame Bestimmungen, 
allgemeine Verfahrensbestimmungen 

A. Im Allgemeinen 
§ 82 

(1) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, die Landesregierung. 

(2) Zusammenlegungen, Flurbereinigungen, Teilungen und Regulierungen agrargemeinschaftlicher 
Grundstücke können ausschließlich nur von der Behörde, und zwar nach den Bestimmungen dieses Ge-
setzes und des Agrarverfahrensgesetzes, durchgeführt werden. 

B. Im Zuge eines Zusammenlegungs-, Flurbereinigungs-, 
Teilungs- oder Regulierungsverfahrens 

§ 83 

(1) Die Zuständigkeit der Behörde erstreckt sich von der Einleitung eines Zusammenlegungs-, Flur-
bereinigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfahrens bis zu dessen Abschluss, sofern sich aus Abs. 4 
nicht anderes ergibt, auf die Verhandlung und Entscheidung über alle tatsächlichen und rechtlichen Ver-
hältnisse, die zum Zwecke der Durchführung der Zusammenlegung, Flurbereinigung, Teilung oder Regu-
lierung in das Agrarverfahren einbezogen werden müssen. Während dieses Zeitraumes ist in diesen Ange-
legenheiten die Zuständigkeit der Behörden ausgeschlossen, in deren Wirkungskreis die Angelegenheiten 
sonst gehören. 

(2) Die Zuständigkeit der Behörde erstreckt sich insbesondere auch auf Streitigkeiten über Eigentum 
und Besitz an den in das Verfahren einbezogenen Grundstücken, und zwar auch dann, wenn Personen 



 

 

daran beteiligt sind, die im Verfahren nicht Parteistellung im Sinne des § 7, des § 37 Abs. 2, des § 39 
Abs. 2 und des § 42 Abs. 1 genießen, ferner auf Streitigkeiten über die Gegenleistungen für die Nutzung 
der in das Verfahren einbezogenen Grundstücke. 

(3) Soweit nicht anderes bestimmt ist, sind von der Behörde die Normen, welche sonst für diese An-
gelegenheiten gelten, z.B. die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes, des Wasser- und Forstrechtes, an-
zuwenden. 

(4) Von der Zuständigkeit der Behörde sind ausgeschlossen 

 a) Streitigkeiten der in Abs. 2 erwähnten Art, welche vor Einleitung des Agrarverfahrens bereits vor 
dem ordentlichen Richter anhängig waren, 

 b) Streitigkeiten über Eigentum und Besitz an Liegenschaften, mit welchen ein Anteil an den agrar-
gemeinschaftlichen Grundstücken, ein Nutzungs- oder Verwaltungsrecht oder ein Anspruch auf 
Gegenleistungen bezüglich solcher Grundstücke verbunden ist, 

 c) die Angelegenheiten des Baurechts, des Naturschutzes und der Landschaftsentwicklung, der 
Eisenbahnen, der Bundes-, Landes-, Gemeinde-, Genossenschafts- und öffentlichen Privatstra-
ßen, der Schifffahrt, der Luftfahrt und des Bergbaues, 

 d) die Angelegenheiten der Jagd, und der Fischerei und des Feldschutzes. 

(5) Werden durch das Zusammenlegungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfahren 
die in Abs. 4 lit. c erwähnten Angelegenheiten berührt, so hat die Behörde hierüber die Entscheidung der 
zuständigen Behörde (des zuständigen Organes) zu veranlassen. Diese Entscheidung ist dem weiteren 
Verfahren zugrunde zu legen. 

(6) Werden durch das Zusammenlegungsverfahren Angelegenheiten des Naturschutzes und der 
Landschaftsentwicklung, der Jagd und der Fischerei berührt, bei denen neben der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach den Bestimmungen dieses Gesetzes (§§ 16a bis 16g) eine Verpflichtung zur Prü-
fung der Umweltauswirkungen auch aufgrund der Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen und/oder der Richtlinie 2009/147/EG über die 
Erhaltung der wild lebenden Vogelarten besteht bzw. bestehen, so hat die Behörde die verschiedenen 
Umweltprüfungen nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes zu koordinieren.  
 
[…] 
 

C. Außerhalb eines Zusammenlegungs-, Flurbereinigungs-, 
Teilungs- oder Regulierungsverfahrens 

 

Parteistellung 
§ 87 

Den an einem Zusammenlegungs-, Flurbereinigungs-, Teilungs- oder Regulierungsverfahren Betei-
ligten, welche nicht gemäß §§ 7, 18 Abs. 4, 37 Abs. 2, 39 Abs. 2 und 42 Abs. 1 Partei sind, kommt Par-
teistellung nur insoweit zu, als ihnen nach diesem Gesetz besondere Rechte eingeräumt oder Pflichten 
auferlegt sind. 
 
[…] 
 

Mitteilungspflichten an die Europäische Kommission 
§ 108a 

Die Landesregierung hat der Europäischen Kommission im Wege des Bundes alle sechs Jahre An-
gaben gemäß Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie 2011/92/EU mitzuteilen, sofern diese verfügbar sind.  

 

IV. HAUPTSTÜCK 
Schlussbestimmungen 

Übertretungen und Strafen 
§ 109 

(1) Wer 

 a) den von der Behörde zur Erzielung eines angemessenen Überganges in die neue Gestaltung des 
Grundbesitzes getroffenen Verfügungen (§ 92 Abs. 1), 



 

 

 b) den Bestimmungen des Regulierungsplanes (der Haupturkunde), den Bestimmungen der auf 
Grund der §§ 74 bis 76 erlassenen Wirtschaftsvorschriften oder den Bestimmungen über die vor-
läufige Ausübung der Nutzungsrechte (§ 81), 

 c) den auf Grund der Satzungen (§ 73) von befugten Organen einer Agrargemeinschaft getroffenen 
Anordnungen zuwiderhandelt, oder 

 d) Sicht-, Merk- oder Grenzzeichen oder sonstige Gegenstände, die bei den nach diesem Gesetz 
durchzuführenden technischen Arbeiten verwendet werden, beschädigt oder versetzt, 

 e) als befugter Vertreter einer Zusammenlegungsgemeinschaft die ihr zukommenden Pflichten zur 
Durchführung der gemeinsamen Maßnahmen oder zur Errichtung der gemeinsamen Anlagen 
gemäß dem erlassenen Plan (§ 16 Abs. 1) und ihrer Erhaltung bis zur Übergabe an die Erhal-
tungspflichtigen (§ 16 Abs. 3) verletzt, 

 f) als befugter Vertreter einer Zusammenlegungsgemeinschaft die ihr zukommenden Pflichten zur 
Beseitigung der im Rahmen der Nachkontrolle gemäß § 27 Abs. 2 festgestellten Mängel und 
Abweichungen verletzt oder 

 g) als befugter Vertreter einer Agrargemeinschaft die nach den Verwaltungssatzungen (§ 73) oder 
dem vorläufigen Bescheid (§ 81) obliegenden Pflichten verletzt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und wird von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis 
zu 2005.000 Euro bestraft. 

(2) Die Verletzung der den befugten Vertretern einer Agrargemeinschaft nach den Verwaltungssat-
zungen (§ 73) oder dem vorläufigen Bescheid (§ 81) obliegenden Pflichten wird als Verwaltungsübertre-
tung gleichfalls von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis zu 200 Euro bestraft. 

(3) Die auf Grund der Abs. 1 und 2 verhängten Geldstrafen fließen dem Fonds der Verfahrenskosten 
zu. 

(42) Im Straferkenntnis ist auch über die aus der Verwaltungsübertretung abgeleiteten privatrechtli-
chen Ansprüche zu entscheiden (§ 57 VStG 1950). 

(53) Im Falle des § 83 Abs. 3 richten sich die Strafmittel und Strafsätze nach der angewendeten 
Verwaltungsvorschrift. 
 
[…] 
 

Artikel IV 

Gesetz 
betreffend die Ablösung, Neuregulierung und Sicherung der auf Grund des RGBl. 

130/1853 regulierten Holzungs-, Forstproduktenbezugs- und Weiderechte 

LGBl.Nr. 120/1921, 58/2001, 30/2002, 33/2006, 44/2013, 2/2017, 4/2022 

[…] 

I. HAUPTSTÜCK 

[…] 

2. Abschnitt 
Die Ablösung durch Abtretung von Grund und Boden 

§ 8 

(1) Bei der Ablösung von Rechten durch Abtretung von Grund und Boden ist durch die Sachverstän-
digen ein solches Grundstück aus dem Besitze des Verpflichteten auszuwählen, das bei ordentlicher Be-
wirtschaftung die nachhaltige Bedeckung der abzulösenden Nutzungsrechte gewährleistet. Doch muss das 
abgetretene Grundstück jene Bodenbeschaffenheit - bei Wald auch jene Holzbestände - aufweisen, die es 
bei ordentlicher Bewirtschaftung dauernd befähigt, die Nutzungen nach Menge und Güte in vollem Um-
fange zu tragen. 

(2) Das Grundstück ist mit tunlichster Bedachtnahme auf die Arrondierung des Grundbesitzes der 
Beteiligten auszuwählen. Auch soll eine zweckentsprechende Bewirtschaftung des dem Verpflichteten 
verbleibenden Restgutes möglich bleiben. Ist dies nicht der Fall, so kann der Verpflichtete die Einlösung 
seines verbleibenden Restgutes verlangen. 



 

 

(3) Sind auf dem Ablösungsgrundstücke Holz-, Weide- und sonstige Nutzungen möglich, welche das 
urkundlich festgesetzte Maß der Nutzungsrechte übersteigen, so gebührt dem Verpflichteten eine 
Geldentschädigung, welche die Hälfte des Wertes der abgelösten Rechte nicht übersteigen soll, es sei 
denn, dass der Berechtigte bzw. die Mehrheit der Berechtigten einer höheren Geldausgleichung zustim-
men. 

(4) Zur Zeit der Abtretung schlagreife Holzbestände, die zur nachhaltigen Ertragsfähigkeit des 
Grundstückes nicht erforderlich sind, können dem Verpflichteten zur Nutzung überlassen werden. 

(5) Die Geldausgleichungen sind von Sachverständigen nach den in den letzten zehn Jahren üblichen 
normalen Lokalpreisen zu bestimmen, wobei der Zinsfuß unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Ertragsfähigkeit festzusetzen ist. 

(6) In den Urkunden festgelegte Gegenleistungen sind in allen Fällen in Geld abzulösen, wobei der 
Jahreswert mit 4 Prozent zu kapitalisieren ist. 

(7) Der Ausgleichsbetrag ist drei Monate nach Rechtskraft der Ablösungsurkunde fällig und allen-
falls samt gesetzlichen Zinsen vom Fälligkeitstage bei der Behörde binnen einer von dieser nach Maßga-
be der Verhältnisse zu bestimmenden Frist zu erlegen. Die Behörde hat ferner zu entscheiden, ob auf den 
Ausgleichsbetrag die Bestimmungen des § 15 Abs. 2 und 3 Anwendung finden oder ob er den hierauf 
gewiesenen Interessenten - soweit hiedurch nicht die Rechte dritter Personen gefährdet erscheinen - unter 
Beobachtung der Anordnung des § 15 letzter Absatz auszufolgen sei. 

 

§ 9 

(1) Bei Ablösung von Weiderechten durch Abtretung von Grund und Boden ist in erster Linie die 
Abtretung von geeigneter reiner Weidefläche in Betracht zu ziehen. In zweiter Linie kann auch Waldbo-
den, Waldweide oder bestockte Weide oder Alpe abgetreten werden, insbesondere dann, wenn bei Durch-
führung von Rodungen, die nach den Bestimmungen des Reichsforstgesetzes vom 3. Dezember 1852, 
RGBl. Nr. 250, zulässig sein müssen, geeigneter Weideboden durch Trennung des Waldes von der Weide 
gewonnen werden kann. 

(2) Das bei solchen Rodungen gewonnene Holz hat dem Verpflichteten zu verbleiben. 

§ 10 

(1) Die auf dem verpflichteten Gute haftenden Hypothekarrechte erlöschen bezüglich des als Entgelt 
der Ablösung abzutretenden Grundes. 

(2) Die abgetretenen Grundstücke können nur mit jenen Grundlasten im Ablösungsverfahren belastet 
werden, welche ihrer Natur nach auf dem abzutretenden Grunde haften bleiben oder aus Rücksichten der 
Bewirtschaftung des verpflichteten Gutes oder der berechtigten Güter neu eingeräumt werden müssen. 

§ 11 

Die Abtretung von Grund und Boden hat in der Regel ungeteilt an die Gesamtheit der Berechtigten 
stattzufinden. Für diese Gemeinschaftsbesitze hat das Landesgesetz vom 11. Juli 1921, LGBl. Nr. 115, 
über die Teilung gemeinschaftlicher Grundstücke und die Regulierung der hierauf bezüglichen gemein-
schaftlichen Benützungs- und Verwaltungsrechte Anwendung zu finden. 

§ 12 

(1) Der zur Ablösung abgetretene Grund und Boden bildet einen untrennbaren Bestandteil der be-
rechtigten Liegenschaft und ist als solcher im öffentlichen Buch besonders zu bezeichnen. 

(2) Bei entstehenden Agrargemeinschaften ist gemäß den Bestimmungen des Teilungs- und Regulie-
rungsgesetzes von der Behörde im Grundbuch die Ersichtlichmachung der Bindung der Anteilrechte zu 
veranlassen. 

(3) Das Abfindungsgrundstück muss so bewirtschaftet werden, dass die Deckung der abgelösten 
Rechte aus dem Ertrag des Grundstückes gesichert bleibt. Zu diesem Zwecke hat die Behörde die nötigen 
Anordnungen zu treffen und deren Einhaltung zu überwachen. 

 

§ 13 

(1) In allen Fällen einer Abtretung von Grund und Boden an eine Gesamtheit von Berechtigten (§ 
11) sowie einer Neuregulierung der Servitutsrechte einer solchen Gesamtheit haben die Berechtigten für 
ihre Vertretung nach außen, sowie für die Führung der gemeinschaftlichen Angelegenheiten innerhalb der 
Gesamtheit vorzusorgen. 



 

 

(2) Im ersten Fall ist daher behufs Ausstellung eines Statutes zur Regelung der künftigen Vertretung das 

Regulierungsverfahren nach dem Gesetze vom 11. Juli 1921, LGBl. Nr. 115, von Amts wegen einzuleiten 

und im zweiten Fall ist es sinngemäß anzuwenden. 

 

[…] 

 

II. HAUPTSTÜCK 
Behörde und Verfahren 

§ 37 

(1) Behörde im Sinne dieses Gesetzes und zur Durchführung der Anordnungen, welche auf Grund 
des Gesetzes in den Regulierungsplänen oder Statuten oder auf Grund des Kaiserlichen Patentes vom 5. 
Juli 1853, RGBl. Nr. 130, in Erkenntnissen oder genehmigten Vergleichen getroffen wurden, ist mit Aus-
schluss des ordentlichen Rechtsweges von den zur Handhabung des Gesetzes vom 11. Juli 1920, LGBl. 
Nr. 115, betreffend die Teilung gemeinschaftlicher Grundstücke und die Regulierung der hierauf bezügli-
chen gemeinschaftlichen Benützungs- und Verwaltungsrechte, die Landesregierung. 

(2) Werden durch das Servitutsverfahren Angelegenheiten des Naturschutzes und der Landschafts-
entwicklung, der Jagd und der Fischerei berührt, bei denen neben der Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes (§§ 43a bis 43h) eine Verpflichtung zur Prüfung der Umwelt-
auswirkungen auch aufgrund der Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume so-
wie der wildlebenden Tiere und Pflanzen und/oder der Richtlinie 2009/147/EG über die Erhaltung der 
wild lebenden Vogelarten besteht bzw. bestehen, so hat die Behörde die verschiedenen Umweltprüfungen 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes zu koordinieren.  

§ 38 

§ 39 

Wofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, finden hinsichtlich der Rechte dritter Perso-
nen, der abgegebenen Erklärungen und mittlerweiligen Rechtsausübungen, sowie hinsichtlich des Verfah-
rens die Bestimmungen der §§ 18 bis 33, 35, 36, 37 und 75 des Gesetzes vom 11. Juli 1921, LGBl.Nr. 
115, sinngemäße Anwendung. 

§ 40 

(1) Hat der Verpflichtete durch Ankauf berechtigter Liegenschaften oder durch freiwilliges, ord-
nungsmäßig genehmigtes Übereinkommen vor Einleitung des Verfahrens Weiderechte einzelner, zu einer 
Gruppe von Berechtigten gehörenden Parteien eingelöst, tritt er, wenn nicht eine Vereinbarung wegen 
Einschränkung der Weidefläche mit den übrigen Beteiligten getroffen wurde, in die Rechte und Pflichten 
der Parteien ein. Er hat daher insbesondere 

 a) das Recht, die entsprechende Anzahl Weidevieh selbst aufzutreiben, 

 b) die Pflicht, sich der Regulierungsurkunde gemäß an allen gemeinsam herzustellenden Anlagen zu 
beteiligen. 

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auch dann Anwendung, wenn die eingelösten Servituts-
rechte im Grundbuche gelöscht worden sind. 

§ 41 

(1) Das Verfahren (Servitutsverfahren) nach diesem Gesetze ist seitens der Behörde der Reihe nach 
für alle noch bestehenden regulierten Servitutsrechte (§ 1) von Amts wegen mit Bescheid einzuleiten. Die 
Festsetzung der Reihenfolge hat je nach der Dringlichkeit zu erfolgen. 

(2) Hierbei kann das Verfahren für alle belasteten Grundkomplexe eines Verpflichteten zugleich 
eingeleitet werden. 

(3) Die Beteiligten, der Berechtigte wie auch der Verpflichtete, haben die noch bestehenden Ser-
vitutsrechte (§ 1) unter Bekanntgabe der maßgebenden Regulierungsurkunden nach Aufforderung und 
binnen der darin festgesetzten Frist bei der Behörde anzumelden. Die Aufforderung erlässt die Behörde; 
sie ist von ihr sowie von den betroffenen Gemeinden für die Dauer der festgesetzten Frist auf dem Veröf-
fentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G bzw. § 32e des Gemeindegesetzes). 

(4) Dem Verpflichteten ebenso wie dem Berechtigten, bei mehreren Berechtigten einem Drittel da-
von, steht es frei, die Einleitung des Servitutsverfahrens außer der Reihenfolge, die die Behörde festsetzt, 
unter Anführung von triftigen Gründen zu begehren. 



 

 

(5) Insbesondere kann die Einleitung des Verfahrens außer der festgesetzten Reihenfolge für ein be-
rechtigtes Gut der im § 5 Punkt 2 und 3 bezeichneten Art bewilligt werden. 

(6) Der Bescheid der Behörde über die Einleitung des Servitutsverfahrens ist sowohl der Bezirks-
hauptmannschaft, dem zuständigen Grundbuchsgerichte, der Evidenzhaltung des Grundsteuerkatasters, 
sowie auch den Beteiligten mit dem Bemerken zur Kenntnis zu bringen, dass von dem Tage der Kundma-
chung des Bescheides der Agrarlandesbehörde die Zuständigkeit der Behörde in Wirksamkeit tritt. 

§ 42 

(1) Die Einleitung des Verfahrens ist in den öffentlichen Büchern ersichtlich zu machen. Von diesem 
Zeitpunkt an (§ 41) darf in den Grundbuchseinlagen der durch das Servitutsverfahren betroffenen Grund-
stücke keinerlei bücherliche Eintragung vorgenommen werden, welche mit dem Servitutsverfahren nicht 
im Einklang steht. 

(2) Grundbuchsgesuche, die sich auf ein durch das Servitutsverfahren betroffenes Grundstück bezie-
hen, sind der Behörde mit dem Entwurfe des zu erlassenden Bescheides zur Äußerung zuzufertigen; im 
Falle einer ablehnenden Äußerung der Behörde finden die einschlägigen Vorschriften über das Verfahren 
auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1921, LGBl. Nr. 115, betreffend die Teilung gemeinschaftlicher 
Grundstücke und die Regulierung der hierauf bezüglichen gemeinschaftlichen Benutzungs- und Verwal-
tungsrechte, sinngemäße Anwendung. 

§ 43 

(1) Ist das Servitutsverfahren (§ 41) eingeleitet, so hat die Behörde die erforderlichen Erhebungen zu 
pflegen, die Bildung eines Ausschusses der Beteiligten unter sinngemäßer Anwendung der §§ 56 bis 60 
des Gesetzes vom 11. Juli 1921, LGBl. Nr. 119, betreffend die Zusammenlegung landwirtschaftlicher 
Grundstücke, zu veranlassen, die Beteiligten und die von ihr beizuziehenden Fachleute einzuvernehmen 
und sodann für die Ablösung oder Regulierung auf Grund des Ergebnisses des Erhebungsverfahrens nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes einen Plan zu entwerfen, welcher alles Wesentliche der vorzuneh-
menden Neuordnung, also insbesondere die Art und Weise der Ablösung, das Ablösungsäquivalent und 
im Falle der Neuregulierung die wesentlichen Bestimmungen für die Art und Weise der Ausübung der 
Nutzungsrechte, zu enthalten hat. Der Bescheid (Plan) hat ohne unnötigen Aufschub, spätestens drei Jahre 
nach Einleitung des Servitutsverfahrens zu ergehen. 

(2) Die Regelung einzelner Gattungen von Servitutsrechten und von besonderen Verhältnissen, de-
ren getrennte Behandlung möglich ist, kann ausnahmsweise in einem gesonderten Verfahren erfolgen, in 
welchem in gleicher Weise wie im Hauptverfahren vorzugehen ist. 

(3) Über den Planentwurf ist unter Zuziehung der Beteiligten eine Hauptverhandlung durchzuführen, 
wenn nicht schon vorher ein genehmigungsfähiges Einverständnis der Beteiligten erzielt worden ist. 

(4) Kommt bei der Hauptverhandlung ein genehmigungsfähiges Übereinkommen zwischen den Be-
teiligten nicht zustande, so hat die Behörde nach 14-tägiger Veröffentlichung des Planes auf dem Veröf-
fentlichungsportal im Internet (§ 4 ALReg-G) und Entgegennahme der Einwendungen zu entscheiden. 

(5) Ein zwischen den Beteiligten getroffenes Übereinkommen bedarf in allen Fällen der behördli-
chen Genehmigung, welche zu verweigern ist, wenn das Übereinkommen die Bestimmungen dieses Ge-
setzes verletzt oder geeignet ist, Nachteile für die Landeskultur oder erhebliche offenbare Nachteile für 
die Beteiligten herbeizuführen, wenn begründete Bedenken gegen die Möglichkeit der Durchführung 
bestehen oder wenn Rechte dritter Personen offenbar verletzt werden. Die Genehmigung kann nur in dem 
Verfahren nach diesem Gesetze erteilt werden. 

(6) Die rechtskräftigen Ergebnisse des Verfahrens, seien es nun genehmigte Übereinkommen oder 
Anordnungen der Entscheidungen über die Ablösung oder Neuregulierung (Ablösungs- und Regulie-
rungsplan), sind in einer Haupturkunde zusammenzufassen, welche der Bestätigung durch die Behörde 
unterliegen. 

(7) Der rechtskräftige Abschluss des Verfahrens ist unter Übergabe der Haupturkunde den im § 41 
genannten Behörden mitzuteilen; die grundbücherliche Durchführung der Ablösung oder Regulierung, 
sowie die Berichtigung des Grundsteuerkatasters ist von Amts wegen zu veranlassen. 



 

 

§ 43a 
Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 43a 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Gegenstand 

(1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist es, unter Beteiligung der Öffentlichkeit 
auf fachlicher Grundlage die unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen festzustellen, zu beschreiben 
und zu bewerten, die eine Trennung von Wald und Weide 

 a) auf Menschen, und die biologische Vielfalt einschließlich der Tiere, Pflanzen und deren Lebens-
räume, 

 b) auf Fläche und Boden, Wasser, Luft und Klima, 

 c) auf die Landschaft und 

 d) auf Sach- und Kulturgüter 

hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen mehrerer Auswirkungen untereinander miteinzubeziehen 
sind. 

(2) Vor Erlassung eines Bescheides zur Trennung von Wald und Weide (§ 43) ist im Rahmen von 
Neuregulierungs- und Regulierungsverfahren bei Rodungen mit einer zusammenhängenden Fläche von 
mehr als 20 ha zur Schaffung reiner Weide, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach den folgenden 
Bestimmungen durchzuführen. Ebenso ist auch bei Änderungen oder Erweiterungen eines solchen bereits 
erlassenen, durchgeführten oder in der Durchführungsphase befindlichen Bescheides zur Trennung von 
Wald und Weide, welche erheblich nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt haben können, eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen; hierüber hat die Behörde im Einzelfall von Amts wegen unter 
sinngemäßer Anwendung des § 43b zu entscheiden. 

(3) Das UVP-Verfahren ist im Rahmen des Verfahrens zur Erlassung des Bescheides (Plans) über 
die Trennung von Wald und Weide (§ 43) durchzuführen. Es besteht in der Erstellung einer Umweltver-
träglichkeitserklärung (§ 43c), ihrer Veröffentlichung im Internet (§ 43d), Konsultationen bei grenzüber-
schreitenden Auswirkungen (§ 43e) und mündet in die Berücksichtigung der Ergebnisse des Ermittlungs-
verfahrens bei Erlassung des Bescheides zur Trennung von Wald und Weide (§ 43f) und seiner Ausfüh-
rung. 

(4) Von der geplanten Erlassung eines Bescheides zur Trennung von Wald und Weide sind die mit-
wirkenden Behörden gemäß Abs. 5, der Naturschutzanwalt und die Standortgemeinde unter Anschluss 
von Unterlagen, die eine Beurteilung der Auswirkungen gemäß Abs. 1 lit. a bis lit. d ermöglichen, zu 
informieren. Der Naturschutzanwalt kann innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung 
beantragen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Der Natur-
schutzanwalt hat Parteistellung mit den Rechten nach § 43b Abs. 9. Die Behörde hat über den Antrag des 
Naturschutzanwaltes innerhalb von drei Monaten mit Bescheid zu entscheiden. Der wesentliche Inhalt 
dieser Entscheidung sowie die wesentlichen Entscheidungsgründe sind von der Behörde mindestens sechs 
Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G); dies gilt nicht, 
wenn für das Vorhaben jedenfalls eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

(5) Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die in den Angelegenheiten zuständig sind, welche 
vom Verfahren betreffend die Trennung von Wald und Weide betroffen und von der Zuständigkeit der 
Behörde ausgeschlossen sind. 

(6) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten sinngemäß für die Schaffung von Reinweide im Rah-
men eines Verfahrens gemäß § 9. 

§ 43b 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Feststellung der UVP-Pflicht 

(1) Von der geplanten Erlassung eines Bescheides zur Trennung von Wald und Weide sind die mit-
wirkenden Behörden gemäß Abs. 5, der Naturschutzanwalt und die Standortgemeinde unter Anschluss 
von Unterlagen, die eine Beurteilung der Auswirkungen gemäß § 43a Abs. 1 lit. a bis d ermöglichen, zu 
informieren.  

(2) Der Naturschutzanwalt kann innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung bean-
tragen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Die Behörde hat über 
den Antrag des Naturschutzanwaltes innerhalb von drei Monaten mit Bescheid zu entscheiden. Eine sol-
che Feststellung kann auch von Amts wegen erfolgen. Dabei sind die für das Vorhaben relevanten Anga-
ben nach Anhang II.A der Richtlinie 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten 
öffentlichen und privaten Projekten, die einschlägigen Kriterien nach Anhang III der genannten Richtlinie 
sowie gegebenenfalls Ergebnisse vorgelagerter Prüfungen oder von Prüfungen der Umweltauswirkungen 



 

 

auf Grundlage anderer Unionsrechtsakte zu berücksichtigen. In der Entscheidung sind unter Verweis auf 
die einschlägigen Kriterien nach Anhang III der genannten Richtlinie die wesentlichen Gründe für die 
Entscheidung anzugeben, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist oder nicht. Letzteren-
falls ist auch auf allfällige projektintegrierte Aspekte oder Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen vermieden oder verhindert werden sollen, Bezug zu nehmen. 

(3) Im Verfahren nach Abs. 2 haben die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der berechtigten und 
verpflichteten Liegenschaften Parteistellung; der Naturschutzanwalt ist am Verfahren zu beteiligen und 
hat das Recht auf Akteneinsicht im Umfang des § 17 AVG, auf Teilnahme an der mündlichen Verhand-
lung sowie auf Erstattung von Stellungnahmen. Ihm ist auch Gelegenheit zu geben, zum Ergebnis der 
Beweisaufnahme innerhalb einer Frist von vier Wochen Stellung zu nehmen. Die abgegebenen Stellung-
nahmen sind bei der Entscheidung in angemessener Weise zu berücksichtigen. Schriftlich erlassene Be-
scheide sind ihm zuzustellen. Hinsichtlich der Zustellung schriftlicher Ausfertigungen mündlich verkün-
deter Bescheide an den Naturschutzanwalt gilt § 62 Abs. 3 AVG sinngemäß. 

(4) Die Behörde hat Entscheidungen nach Abs. 2 unverzüglich nach ihrer Erlassung mindestens 
sechs Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Zwei 
Wochen nach Beginn der Veröffentlichung gilt die Entscheidung gegenüber anerkannten Umweltorgani-
sationen (§ 43d Abs. 8) als zugestellt. Ab dem Beginn der Veröffentlichung ist den Genannten Einsicht in 
den Verwaltungsakt zu gewähren.  

(5) Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die in den Angelegenheiten zuständig sind, welche 
vom Verfahren betreffend die Trennung von Wald und Weide betroffen und von der Zuständigkeit der 
Behörde ausgeschlossen sind. 

§ 43b 
Verfahren 

§ 43c 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Umweltverträglichkeitserklärung 

(1) Die Behörde hat die Erstellung einer Umweltverträglichkeitserklärung zu veranlassen. Diese hat 
folgende Angaben zu enthalten: 

 a) Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere Beschreibung des 
Projektgebietes (Lageplan, einbezogene Fläche, Anzahl der Parteien, Charakterisierung des be-
troffenen Raumes) und der Maßnahmen (Rodung) zur Schaffung reiner Weide; 

 b) Beschreibung der vom Vorhaben voraussichtlich berührten Umwelt (§ 43a Abs. 1); 

 c) die notwendigen Angaben zur Feststellung und Beurteilung der möglichen erheblichen Auswir-
kungen auf die Umwelt, einschließlich der Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Auswir-
kungen sowie Angaben über die zur Abschätzung der Umweltauswirkungen angewandten Me-
thoden; 

 d) Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt vermieden, verringert oder soweit wie möglich ausgeglichen werden sollen; 

 e) eine klare und übersichtliche Zusammenfassung der Informationen gemäß lit. a bis lit. d; 

 f) Darstellung und Begründung allfälliger Schwierigkeiten (insbesondere technische Lücken oder 
fehlende Daten) bei der Zusammenstellung der geforderten Angaben. 

(1) Die Behörde hat die Erstellung einer Umweltverträglichkeitserklärung durch Sachverständige zu 
veranlassen. Soweit relevante Ergebnisse anderer umweltbezogener Prüfungen, insbesondere einer strate-
gischen Umweltprüfung, oder einschlägiger Risikobewertungen vorliegen, sind diese zu berücksichtigen. 
Die Umweltverträglichkeitserklärung hat folgende Angaben zu enthalten: 

 a) Beschreibung des Vorhabens nach Standort, Art und Umfang, insbesondere Beschreibung des 
Projektgebietes (Lageplan, einbezogene Fläche, Anzahl der Parteien, Charakterisierung des be-
troffenen Raumes) und der geplanten Maßnahmen (Rodung) zur Schaffung reiner Weide, der un-
tersuchten vernünftigen Alternativmöglichkeiten, die für das Vorhaben und seine spezifischen 
Merkmale relevant sind, der Nullvariante sowie der wesentlichen Gründe für die getroffene Wahl 
einschließlich eines Vergleichs der für die Auswahl der eingereichten Alternative maßgeblichen 
Umweltauswirkungen; 

 b) Darstellung der vorhabensbedingten Anfälligkeit für Risiken schwerer Unfälle oder von Naturka-
tastrophen sowie gegenüber Klimawandelfolgen (insbesondere aufgrund der Lage); 

 c) Beschreibung der vom Vorhaben voraussichtlich berührten Umwelt (§ 43a Abs. 1); 



 

 

 d) Beschreibung der möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, darunter 
auch Auswirkungen aufgrund der vorhabensbedingten Anfälligkeit für Risiken schwerer Unfälle 
oder von Naturkatastrophen sowie des Klimawandels, einschließlich der Wechselwirkungen zwi-
schen den einzelnen Auswirkungen sowie Angaben über die zur Abschätzung der Umweltaus-
wirkungen angewandten Methoden; 

 e) Beschreibung der Maßnahmen, mit denen wesentliche nachteilige Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt vermieden, verhindert, verringert oder soweit wie möglich ausgeglichen werden 
sollen, und allfälliger Präventiv- oder Minderungsmaßnahmen für den Fall von schweren Unfäl-
len oder von Naturkatastrophen, sowie allfälliger Maßnahmen zur Beweissicherung, zur beglei-
tenden Kontrolle und zur Nachsorge. Bei Ausgleichsmaßnahmen sind jedenfalls der Maßnah-
menraum sowie die Wirkungsziele zu beschreiben; 

 f) ergänzende Angaben nach Anhang IV der Richtlinie 2011/92/EU, soweit diese für das Vorhaben 
und die möglicherweise beeinträchtigte Umwelt (§ 43a Abs. 1) von Bedeutung sind; 

 g) eine klare und übersichtliche Zusammenfassung der Informationen gemäß lit. a bis lit. f; 

 h) Referenzangaben zu den Quellen, die für die oben angeführten Beschreibungen herangezogen 
wurden sowie eine Darstellung und Begründung allfälliger Schwierigkeiten (insbesondere tech-
nische Lücken oder fehlende Daten) bei der Zusammenstellung der geforderten Angaben. 

(2) Die Behörde hat unverzüglich den allenfalls mitwirkenden Behörden im Sinne des § 43b Abs. 5 
den Entwurf des Plans zur Trennung von Wald und Weide, allfällige weitere diesen betreffende Unterla-
gen und die Umweltverträglichkeitserklärung zur Stellungnahme zu übermitteln. Diese Behörden haben 
an der Beurteilung der Umweltauswirkungen im erforderlichen Ausmaß mitzuwirken. 

(3) Dem Naturschutzanwalt und der Standortgemeinde ist unverzüglich nach Fertigstellung je eine 
Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklärung zu übermitteln. Diese können innerhalb von vier Wo-
chen Stellung nehmen. 

(4) Die Behörde hat der Standortgemeinde, in deren Wirkungsbereich das Vorhaben zur Ausführung 
kommen soll, je eine Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklärung und des Entwurfes des Plans der 
Trennung von Wald und Weide zu übermitteln. Diese sind von der Behörde zudem mindestens sechs 
Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Während der 
Zeit der Veröffentlichung kann jede Person zum Entwurf schriftlich Stellung nehmen. In der Veröffentli-
chung ist auf die Möglichkeit zur Stellungnahme hinzuweisen. 

(5) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung darf der Bescheid zur Trennung von Wald 
und Weide nicht erlassen werden. Der Bescheid hat auf die Sicherung und Entwicklung eines unter Be-
dachtnahme auf die Bewirtschaftungsverhältnisse möglichst ausgeglichenen und nachhaltigen Naturhaus-
haltes Rücksicht zu nehmen. Maßnahmen, die erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige 
Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet sind, den Boden, den Pflanzenbestand oder den 
Tierbestand bleibend zu schädigen, sind zu vermeiden. 

(6) Bei der Entscheidung sind die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Umweltverträg-
lichkeitserklärung, Stellungnahmen) zu berücksichtigen. 

(7) Der Bescheid (Plan) über die Trennung von Wald und Weide ist von der Behörde mindestens 
zwei Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). 

(8) Parteistellung haben die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der berechtigten und verpflichte-
ten Liegenschaften, der Naturschutzanwalt mit den Rechten nach Abs. 9, die für das Land Vorarlberg 
anerkannten Umweltorganisationen gemäß § 19 Abs. 6 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 
mit den Rechten nach Abs. 10 und die Standortgemeinde. 

(9) Der Naturschutzanwalt ist berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der 
Umwelt oder der von ihm wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im 
Verfahren geltend zu machen, gegen den Bescheid Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht (Art. 132 
B-VG) und gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichtes Revision beim Verwaltungsge-
richtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben. 

(10) Eine Umweltorganisation nach Abs. 8 ist berechtigt, die Einhaltung von Umweltschutzvor-
schriften im Verfahren geltend zu machen, soweit sie während der Veröffentlichungsfrist nach Abs. 4 
schriftliche Einwendungen erhoben hat. Sie ist auch berechtigt, gegen den Bescheid Beschwerde beim 
Landesverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) und gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichtes 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben. 

(11) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 10 gelten sinngemäß für die Schaffung von Reinweide im 
Rahmen eines Verfahrens gemäß § 9. 



 

 

§ 43d 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Beteiligung im Verwaltungsverfahren 

(1) Die Behörde hat der Standortgemeinde, in deren Wirkungsbereich das Vorhaben zur Ausführung 
kommen soll, je eine Ausfertigung der Umweltverträglichkeitserklärung und des Entwurfes des Plans der 
Trennung von Wald und Weide, soweit technisch verfügbar und möglich, in elektronischer Form zu 
übermitteln.  

(2) Die Unterlagen nach Abs. 1 sind von der Behörde zudem unverzüglich mindestens sechs Wochen 
auf dem Veröffentlichungsportal im Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G). Während der Zeit der 
Veröffentlichung kann jede Person zum Entwurf schriftlich Stellung nehmen. In der Veröffentlichung ist 
auf die Möglichkeit zur Stellungnahme sowie weiters auf folgende Informationen hinzuweisen:  

 a) Gegenstand des Vorhabens; 

 b) die Tatsache, dass das Vorhaben Gegenstand einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist; 

 c) Angaben über die Behörde, die für die Entscheidung zuständig ist, bei der einschlägige Informa-
tionen über das Vorhaben eingeholt werden können und an die allfällige Stellungnahmen schrift-
lich übermittelt werden können; 

 d) einen Hinweis darüber, dass während der Veröffentlichungsfrist jede Person zum Vorhaben und 
zur Umweltverträglichkeitserklärung schriftlich Stellung nehmen kann sowie über den allfälligen 
Verlust der Rechte nach Abs. 5; 

 e) einen Hinweis, dass gegebenenfalls Konsultationen nach § 43e erforderlich sind; 

 f) sofern bereits bekannt, den Ort und die Zeit der allfälligen mündlichen Verhandlung; 

 g) Angaben über die Art möglicher Entscheidungen. 

(3) Parteistellung im Verfahren haben die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der berechtigten 
und verpflichteten Liegenschaften sowie die Standortgemeinde. 

(4) Der Naturschutzanwalt hat im Verfahren die Rechte nach § 43b Abs. 3. Der Naturschutzanwalt 
und die Standortgemeinde sind berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der 
Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmenden öffentlichen Interessen dienen, geltend zu machen.  

(5) Eine anerkannte Umweltorganisation nach Abs. 8 und eine Umweltorganisation aus einem aus-
ländischen Staat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 6 kann während der Veröffentlichungsfrist 
nach Abs. 2 eine schriftliche Stellungnahme abgeben oder die Verfahrensbeteiligung verlangen. Das 
Recht, sich am Verfahren zu beteiligen, verwirkt, wenn sie davon nicht oder nicht rechtzeitig Gebrauch 
macht. 

(6) Eine Umweltorganisation aus einem ausländischen Staat ist am Verfahren zu beteiligen, 

 a) sofern eine Benachrichtigung des ausländischen Staates nach § 43e erfolgt ist; 

 b) sofern das Vorhaben voraussichtlich Auswirkungen auf jenen Teil der Umwelt des ausländischen 
Staates hat, für dessen Schutz die Umweltorganisation eintritt; 

 c) sofern sich die Umweltorganisation im ausländischen Staat am Bewilligungsverfahren beteiligen 
könnte, wenn das Vorhaben dort vorgesehen wäre; und 

 d) soweit die Umweltorganisation während der Veröffentlichungsfrist nach Abs. 2 schriftlich Ein-
wendungen erhoben hat. 

(7) Anerkannte Umweltorganisationen (Abs. 8) und ausländische Umweltorganisationen (Abs. 6), 
soweit sie von ihrem Recht auf Verfahrensbeteiligung nach Abs. 5 bzw.  6 Gebrauch machen, haben im 
Verfahren die Rechte nach § 43b Abs. 3. Sie sind berechtigt, die Einhaltung der Umweltvorschriften im 
Verfahren geltend zu machen. 

(8) Als anerkannte Umweltorganisation im Sinne dieses Gesetzes gelten jene Organisationen, die 
gemäß § 19 Abs. 7 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 2000 als Umweltorganisation anerkannt 
und zur Ausübung der Parteienrechte in Vorarlberg befugt sind. 

§ 43e 
Umweltverträglichkeitsprüfung, grenzüberschreitende Auswirkungen und Konsultationen 

(1) Wenn die Verwirklichung eines Vorhabens erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines aus-
ländischen Staates haben könnte oder wenn ein solcher Staat ein diesbezügliches Ersuchen stellt, hat die 
Behörde diesen Staat ehestmöglich, spätestens aber wenn die Bekanntgabe nach § 43d Abs. 2 erfolgt, 
über das Vorhaben zu benachrichtigen. In diesem Fall sind verfügbare Informationen über mögliche 
grenzüberschreitende Auswirkungen, über die Art der möglichen Entscheidung und über den Ablauf des 
Verfahrens zu erteilen sowie eine Beschreibung des Vorhabens zu übermitteln. Dem Staat ist eine ange-
messene Frist für die Mitteilung einzuräumen, ob er am Verfahren teilzunehmen wünscht. 



 

 

(2) Wünscht der Staat am Verfahren teilzunehmen, so sind ihm die nach § 43d Abs. 1 zu übermit-
telnden Unterlagen samt der nach § 43d Abs. 2 zu veröffentlichenden Informationen sowie allenfalls 
andere entscheidungsrelevante Informationen bzw. Unterlagen zu übermitteln. Ihm ist überdies eine an-
gemessene Frist zur Stellungnahme einzuräumen, die es ihm ermöglicht, seinerseits den Antrag der Öf-
fentlichkeit zugänglich zu machen und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Erforderlichenfalls 
sind Konsultationen über mögliche grenzüberschreitende Auswirkungen und allfällige Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Verminderung schädlicher grenzüberschreitender Umweltauswirkungen zu führen und 
ein angemessener Zeitrahmen für die Dauer der Konsultationsphase zu vereinbaren.  

(3) Die Abs.1 und 2 gelten für Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. Für andere Staaten gelten sie nur nach Maßgabe 
des Grundsatzes der Gegenseitigkeit.  

(4) Wenn ein ausländischer Staat im Rahmen eines in diesem Staat durchzuführenden UVP-
Verfahrens aufgrund von Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt des Landes Vorarlberg Antrags-
unterlagen übermittelt, hat die Landesregierung die Bestimmungen über die Beteiligung der Öffentlich-
keit nach § 43d Abs. 2 sinngemäß anzuwenden, wobei sich die Dauer der Veröffentlichungsfrist nach den 
Bestimmungen jenes Staates richtet, in dem das Vorhaben zur Ausführung gelangen soll. Mitwirkenden 
Behörden im Sinne des § 43b Abs. 5 ist die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. Bei der Landesre-
gierung eingelangte Stellungnahmen und auf Ersuchen des verfahrensführenden Staates auch Informatio-
nen über die möglicherweise betroffene Umwelt sind diesem Staat zu übermitteln. Entscheidungen, die in 
einem anderen Staat getroffen worden sind, sind unter sinngemäßer Anwendung des § 43f Abs. 4 der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Die Übermittlung von Angaben an einen anderen Staat sowie der 
Empfang von Angaben eines anderen Staates unterliegen den Beschränkungen, die in dem Staat gelten, in 
dem das Projekt durchgeführt werden soll.  

(5) Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt. 

§ 43f 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Entscheidung  

(1) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung darf der Bescheid zur Trennung von Wald 
und Weide nicht erlassen werden. Der Bescheid hat auf die Sicherung und Entwicklung eines unter Be-
dachtnahme auf die Bewirtschaftungsverhältnisse möglichst ausgeglichenen und nachhaltigen Naturhaus-
haltes Rücksicht zu nehmen. Maßnahmen, die erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige 
Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet sind, den Boden, den Pflanzenbestand oder den 
Tierbestand bleibend zu schädigen, sind zu vermeiden. 

(2) Bei der Entscheidung sind die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (Umweltverträg-
lichkeitserklärung, Stellungnahmen, Ergebnis der Konsultationen) gebührend zu berücksichtigen. 

(3) Der Bescheid (Plan) über die Trennung von Wald und Weide hat neben den Ergebnissen der Pla-
nung zu enthalten:  

 a) eine aktuelle zusammenfassende Bewertung in Bezug auf die erheblichen Umweltaus-
wirkungen;  

 b) Angaben über das Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung;  

 c) eine Beschreibung etwaiger, mit der Entscheidung verbundener Umweltauflagen; 

 d) jene Aspekte des Projekts oder der Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen vermieden, verhindert oder verringert und soweit möglich ausgeglichen werden sollen 
und 

 e) eine Beschreibung der in Bezug auf Art, Standort und Umfang des Vorhabens sowie dem Aus-
maß seiner Auswirkungen auf die Umwelt angemessenen Überwachungsmaßnahmen.  

(4) Der Bescheid (Plan) über die Trennung von Wald und Weide ist zu begründen und unverzüglich 
nach seiner Erlassung von der Behörde mindestens vier Wochen auf dem Veröffentlichungsportal im 
Internet zu veröffentlichen (§ 4 ALReg-G) und den mitwirkenden Behörden (§ 43b Abs. 5) sowie den 
nach § 43e konsultierten ausländischen Staaten zu übermitteln. Zwei Wochen nach Beginn der Veröffent-
lichung gilt die Entscheidung gegenüber anerkannten Umweltorganisationen (§ 43d Abs. 8) und ausländi-
schen Umweltorganisationen (§ 43d Abs. 6) als zugestellt. Ab dem Tag der Veröffentlichung ist den 
Genannten Einsicht in den Verwaltungsakt zu gewähren. 

 



 

 

§ 43g 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Beschwerde- und Revisionsrecht 

(1) Der Naturschutzanwalt und anerkannte Umweltorganisationen nach § 43d Abs. 8 sind berechtigt, 
gegen Entscheidungen nach § 43b Abs. 2 sowie § 43f Abs. 1 Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht 
(Art. 132 B-VG) zu erheben. Dieses Beschwerderecht gegen den Bescheid nach § 43f Abs. 1 beim Lan-
desverwaltungsgericht (Art. 132 B-VG) kommt auch der Standortgemeinde und Umweltorganisationen 
aus einem ausländischen Staat bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 43d Abs. 6 lit. a bis c zu. Im 
Hinblick auf einen Bescheid nach § 43f Abs. 1 steht dem Naturschutzanwalt und der Standortgemeinde 
überdies das Recht zu, gegen die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts Revision beim Verwal-
tungsgerichtshof (Art. 133 B-VG) zu erheben. 

(2) Werden in einer Beschwerde nach Abs. 1 vom Beschwerdeführer, der sich am Verwaltungsver-
fahren gemäß § 43d beteiligt hat, Einwendungen oder Gründe erstmals vorgebracht, so sind diese nicht 
zulässig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen im Rechtsmittelverfahren missbräuchlich oder unredlich ist. 

§ 43h 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei der Schaffung von Reinweide 

Die Bestimmungen der §§ 43a bis 43g betreffend die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprü-
fung gelten sinngemäß für die Schaffung von Reinweide im Rahmen eines Verfahrens gemäß § 9. 

§ 44 

(1) Soweit nicht nach § 41 das Verfahren behufs Ablösung oder Neuregulierung einzuleiten ist, hat 
ein abgekürztes Verfahren einzutreten, in welchem unter sinngemäßer Anwendung der für das Planver-
fahren geltenden Grundsätze die nötigen Entscheidungen zu treffen sind. Bei Verfahren betreffend die 
Trennung von Wald und Weide sowie die Schaffung von Reinweide, im Rahmen derer ein UVP-
Verfahren durchzuführen ist (§ 43a Abs. 2 und 6) (§§ 43a Abs. 2 und 43h), ist ein abgekürztes Verfahren 
ausgeschlossen. 

(2) Wenn dem baldigen Abschlusse des Verfahrens Hindernisse entgegenstehen, der Wirtschaftsbe-
trieb des berechtigten oder verpflichteten Gutes gefährdet ist oder überwiegende Nachteile der Landeskul-
tur zu besorgen sind, kann die Behörde ein den Umständen angemessenes Provisorium treffen und dem 
Rechtsmittel dagegen die aufschiebende Wirkung aberkennen. 

§ 45 

(1) Von den Beteiligten (Berechtigten oder Verpflichteten) sind die Kosten der von Amts wegen zu-
gezogenen Sachverständigen, ferner die Kosten der von ihnen angeforderten Beistellungen und Hilfeleis-
tungen und zwar sofern nicht ein Übereinkommen herüber getroffen wird, im Verhältnisse des Wertes 
ihrer Nutzungen an dem belasteten Gute, endlich alle jene Kosten, die durch ihr Ansuchen oder Verschul-
den verursacht worden sind, zu bestreiten. 

(2) Zur vorläufigen vorschussweisen Bedeckung der für Rechnung der Beteiligten auflaufenden Kos-
ten wird der Behörde vom Lande ein Verlag zur Verfügung gestellt. 

§ 45a 
Umweltverträglichkeitsprüfung, Überwachung 

(1) Im Hinblick auf die einer Umweltverträglichkeitsprüfung (§§ 43a bis 43h) unterliegenden Erlas-
sung eines Bescheides über die Trennung von Wald und Weide oder über die Schaffung von Reinweide 
hat die Behörde nach dem Abschluss des Verfahrens (§ 43 Abs. 6) zu überprüfen, ob die umgesetzten 
Maßnahmen dem Bescheid nach § 43 Abs. 6 entsprechen. Dabei ist auch zu überprüfen, ob die Annah-
men und Prognosen der Umweltverträglichkeitsprüfung mit den tatsächlichen Auswirkungen der Maß-
nahmen auf die Umwelt übereinstimmen. Die Behörde hat die mitwirkenden Behörden nach § 43b Abs. 5 
beizuziehen. 

(2) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der berechtigten und verpflichteten Liegenschaften 
haben der Behörde auf Anfrage sämtliche Auskünfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, die zur 
Durchführung der Nachkontrolle erforderlich sind. Zu diesem Zwecke sind die Organe der Behörde und 
die zugezogenen Sachverständigen auch berechtigt, Grundstücke zu betreten und zu befahren. 

(3) Werden im Rahmen der Nachkontrolle Mängel und Abweichungen festgestellt, hat die Behörde 
deren Beseitigung anzuordnen.  

 



 

 

§ 45b 
Mitteilungspflichten an die Europäische Kommission 

Die Landesregierung hat der Europäischen Kommission im Wege des Bundes alle sechs Jahre An-
gaben gemäß Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie 2011/92/EU mitzuteilen, sofern diese verfügbar sind.  

 

§ 46 

(1) Die Übertretung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der auf dessen Grundlage getroffenen 
behördlichen Anordnungen wird von der Bezirkshauptmannschaft mit einer Geldstrafe bis zu 295.000 
Euro geahndet. 

(2) Insoweit Handlungen der Berechtigten unter die vorstehende Strafbestimmung fallen, finden die 
Strafbestimmungen des Reichsforstgesetzes vom 3. Dezember 1852, RGBl. Nr. 250, über „Übertretungen 
der Eingeforsteten" (§§ 18 Abs. 3, 60 bis 62 R.F.G.) keine Anwendung. 

(3) Die Geldstrafen fließen in den Landesfonds. 

§ 47 

Alle auf das Grundbuch bezüglichen Bestimmungen dieses Gesetzes haben in den Gemeinden mit 
Verfachbuch sinngemäße Anwendung zu finden. 

§ 48 

(1) Art. LXVIII des Landesverwaltungsgerichts-Anpassungsgesetzes – Sammelnovelle, LGBl.Nr. 
44/2013, tritt am 1. Jänner 2014 in Kraft. 

(2) Art. VII des Gesetzes über die Auflösung der Agrarbezirksbehörde für das Land Vorarlberg – 
Sammelnovelle, LGBl.Nr. 2/2017, tritt am 1. April 2017 in Kraft. 

(3) Am 31. März 2017 bei der Agrarbezirksbehörde anhängige Verfahren sind von der Landesregie-
rung zu beenden. 

(4) Soweit in den auf der Grundlage dieses Gesetzes vor Inkrafttreten der Novelle nach Abs. 2 erlas-
senen Rechtsakten auf Zuständigkeiten oder Aufgaben der Agrarbezirksbehörde verwiesen wird, sind 
diese Zuständigkeiten bzw. Aufgaben von der Landesregierung wahrzunehmen. 

§ 49 
Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen zur Novelle LGBl.Nr. 4/2022 

(1) Art. LIX des Gesetzes über Neuerungen im Zusammenhang mit Digitalisierung – Sammelnovel-
le, LGBl.Nr. 4/2022, tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 

(2) Verlautbarungen bzw. Auflagen zur öffentlichen Einsicht nach den §§ 41 Abs. 3, 43 Abs. 4, 43a 
Abs. 4 und 43b Abs. 4 und 7 in der Fassung vor LGBl.Nr. 4/2022, die vor dem 1. Juli 2022 begonnen 
wurden, sind nach den Bestimmungen in der Fassung vor LGBl.Nr. 4/2022 zu beenden. 

 


